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§ 1. Die Theorie der Wertpapiere 

Die Zwan^TollBtreckung ist das vom Gesete dem Gläubiger 
gewahrte Mittel, einen Ansprach, besonders eisen yermögensrecht- 
liehen, gegen den nicht mr Befriedigung bereiten Schuldner 
zur Erfüllung zu bringen. 

Wir sehen von den Fällen ab, wo es sich um Herausgabe 
einer gerade geschuldeten Sache, oder wo es sich um die Er- 
zwingung einer Handlung handelt, die nicht in der Herausgabe 
von Geld oder anderen Sachen (C. F. O. § 883 bis 898) be- 
steht. Unser Interesse beansprucht hier ausschlieSlich die Zwangs- 
ToUstrecknng wegen G^ldfordenmgen. Sie ist die zwangsweise 
Umsetzung des schuldneriachen Vermögens in Geld zur Befriedigung 
des betreibenden Gläubigers, sei es nun des Vennfigens in 
seiner Gesamtheit (Ronkurs) oder einzeber Yermögensstticke. 

Die fOr die letzt berührte Einzelexekution in Betracht kommen- 
den VermSgenswerte sind körperliche Sachen (bewegliche und 
unbewegliche) und Hechte. Die Wertpapiere als solohe be- 
wegliche körperliche Sachen, welche zur Verkörperung von 
Rechten dienen, nehmen hier eine eigenartige Stellung ein. 
Deren Darstellnng soll die folgende Arbeit beschäftigen. Da« 
Verfiihren der Zwaogsvolletreckang in Wertpapiere hat Elemente 
sowohl der ZwangsroUstrecknng in bewegliche Sachen als der in 
Hechte entlehnt. Und zwar ist diese Anlehnung an eine von den 
bei4en Yerfahrensarten, um den Hauptpunkt zum voraus anzu- 
deuten, eine verschiedene, je nachdem das Wertpapier im 
Einzel^ mehr als verkäufliche Sache oder als auf Erfüllung 
hoffendes Recht im Verkehr wesentlich ist. 

Die Frage, was unter dem Worte „Wertpapiere" im ein- 
zelnen zu verstehen sei, ist trotz zahlreicher Litteratur aber den 
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aJIgemeinen Begriff dieser Papiere sowohl vie aber einzelne hier- 
her gehörige Urkunden, immer noch keine voll erledigte. 

Eine Zeit long hat man behauptet, der Begriff „Wertp^iere" 
Bei überhaupt kein wisBenschaftlich jurietiacher, sondern nur ein 
-wirtschaftlicher. Seitdem aber der Ausdruck zuerst im alten 
Handelsgesetzbuch in der Gesetzessprache erschienen ist,') sind 
auch viele Versuche gemacht worden, die juristische Natur der 
als Wertpapiere bezeichneten Urkunden zu erfassen. 

Thöl [S. 632] bezeichnet als Wertpapier jede Urkunde mit 
TermögeuBrechtlichem Inhalt und zählt hierher auch Frachtbrief, 
MaMemotiz und Darlehnsschuldschein (a. a. O. S. 634). Inhaber- 
papiere sind ihm bloße Beweis Urkunden auf Inhaber [§§ 235, 
230 a. a. 0.]. Die Übertragung dieser Rechte geschieht nach wie 
vor durch Zession. Der Besitz des Inhaberpapicra liefert nur 
einen Beweis dafür, daß die Zession des Rechts tatsächlich 
erfolgt ist. 

Ähnlich findet man die Auffassung des Inhaberpapiers, also 
eines der hauptsächlichsten Wertpapiere bei von Sarigoy. ^ 
„Inhabeipapiere sind wahre Schuldscheine und zwar über Geld- 
darlehen, von anderen gewöhnlichen Schuldscheinen in der Form 
nur dadurch verschieden, daß sie auf jeden Inhaber, nicht nur 
auf eine besünunte Person ausgestellt sind." fS. 117.] Die 
Papiere auf den Inhaber haben gar keinen Wert für sich, 
sondern sind bloße Schuldscheine, Beweisurkunden über 
Obligationen [S. 179.] 

Aber dieser älteren Theorie, die zwischen dem gewShnUchen 
Schuldschein als bloßer Beweisurkunde und den Urkunden mit 
selbständigem Wert, die für sich Träger von Rechten sind, nicht 
unterscheidet, tritt die von Brunner in Endemauus Handbuch 
begründete Ansicht gegenüber {S. 147 a. a. O. :] „Wertpapier ist 
eine Urkunde über ein Privatrecht, dessen Verwertung durch die 
Innehabung der Urkunde privatrechtlich bedingt ist." Die 

1) Bobinow (S. 1 der Disi.) fahrt den Anadmok all nierit in «in«r 
badüohen Terordanog dei ICiiiitMiniiu dM iDnem rom 31. Angoat 1860 
Torkommand an. 

*) Obig. Beoht n S. 62—70. 
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B^riff det Wertp^iin-M. 



BnumerBclie DefinitioD ist dann im vesenüichen von den fibiigea 
Sctriftstelleni angenommea worden, und sie ist tatsächlich die- 
jenige, welche allein der eigenartigen Yerknäpfung von Recht 
und Papier entspricht. 

Wertpapier ist eine Urkunde ober ein Vermögensrecht, bei 
welcher das Recht an die Urkunde so eng geknüpft ist, daB seine 
Geltendmachung und Übertragung nur unter Yeimittlung der 
Urkunde erfolgen kann. >) Das Wertpapier besitzt infolgedessen 
Verkehrswert und steht als Trfiger des in ihm verbrieften Rechtes 
im Gegensatz zu den von der älteren Theorie f^schlich hierher 
gezogenen bloBen Beweisnrkunden. *) '} In Ankn&pfung an die 
nach Brunner herrschend gewordene Ansicht muß also fest- 
geUt werden, welche Urkunden zu den also zu charakterisierenden 
Wertpapieren gehören. 



■) Dftrnbnrg, bflrKorL Ueolit, II, S. 4&, Bitter a. a. O., S.U8tL Ootaok, 
bflrgert. Rooht, 11, 8. 888; Oierke, D. Fr. R., S. 106; Csrlin in Goldiohmidt 
2«itschnft fUr dM gcMinte Huideln«oht, Bd. 86, S. 7 nnd Bmnen, S. 160. 
Der hieraiu folgeode in der Abntcf&higkeit beruhende Wert dieaer Pftpiare 
wird beeondera betont bei Adler in Ghüuhats Zeitiohrit für Fr. und OK 
Beoht, S. 34 und bei Oohn in Omoliota Beiträgen, 2. J^irgug, IT. Folge, 
4. und 6. Heft, S. 69&. 

*) Be>onden betont wird dieier Qegeniata bei Handr;; der dT.-reehÜ. 
Inbdt der Beiehgei., S. 898 und bei Juobi b. b. O., & SOff. 

*) HinfiohtUoh der DurohfOhrmig diewr Verbindung iviaaben Beoht 
und Urkunde findet üob endlich nooh eine TJntenoheidong bei Lebmana 
(sor Theorie der Wertpapiere, S. 4Öff,) Er nennt ToUkoromene Wer^apiere 
eolche, bei denen Bntstehnng, Übertragung nnd Ausfibung des Beohtei ab- 
hlngig iat vom Eigentam am Papier unter Oegenttbentellong der nnvoll- 
kommeDen Wer^^iere, bei denen nor ein oder cwei dieser Momente vom 
BSgentnm am Papinr abhAngen. [Beiip. ■. a. a. 0., 8. 46.] GeganOber all 
^eien TOTiohiedenheiten der Amiohten hat Eoch (Geld und Wertpapiere 
im Entwurf snm S. O. B-, 3. 4) eine geaeteliohe Definition dei Begriffet 
„Wertpapiere" dahin gefordert, dafi Wertpapier die Urkunde Aber ein Yer- 
mOgenereeht lei, welohes mit voller Wirkaainkeit nur «ugleieh mit ihr vep- 
-wertet werden kann. Ein Wnneoh, der allerdingi biaher nicht in ErfOllung 
gegangen iit. 
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§ 2. Die Klassen der Wertpapiere. 

Im aUgemeioen unterscheidet das bBrgl. Recht die Wert- 
papiere in Inhaber-, Order- und Rektapapiere. Diese Einteilung^ 
entspricht dem fär den YermOgensTerkehr wichtigsten Unterschied 
der Wertpapiere, ihrem TTnterB^ed nach der Art der Über- 
tragung auf einen anderen und nach der dadurch gevonnenea 
Bechtstellung dieses Erwerbers. 

Zur ToUen Dbertragung des in einem Inhaberpapier Ter- 
brieften Rechtes ist erforderlich die Einigung fiber den Übergang des 
Eigentams an dem Papiere und die Übergabe des Papiers. Der 
Erwerber erlangt eine vom Voi^ftnger anabhängige RechtseteUnng» 
was sich an den gegen den letzteren begrSndetea Einreden zeigt 
TatsächUch geltend machen kann das in dem Papier verbriefte Recht 
der jeweilige blofie Inhaber des Friere, ohne dafi er zu be- 
weisen braucht, dafi das Papier ihm wirklich zusteht, d. h. da& 
die sur Übertragung des Rechtes erforderlichen Bedingungen 
erfüllt sind; wird seine Zuständigkeit bestritten, so trifft die 
Beweislast den Gegner. 

An den in Orderpapieren verbrieften Rechten geschieht» 
wenn man von der möglichen Art der Obertragong durch ein- 
fache Zession absieht — in diesem Falle bleibt der Charakter 
des Orderpapieres unbeachtlich — , die Übertragung durch die 
formale Indosaierong, Einigung und Übergabe des Papiers. Auch 
hier erlangt der Erwerber eine originäre Rechtstellung. Der Inhaber 
des Papieres muB zwar seine Zuständigkeit beweisen, doch wird 
ihm die Beweiserleichterung zu teil, daß Innehabung und rich- 
tiges Indossement die Übertragungsmomente an sich beweisen. 

Bei den Bektapapieren geechiebt die Übertragung des. 
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KIuHn d«r Ver^Mpien. 5 

Kechtes durch gewöhnliclie ZesBion nach § 396 B. G.-B. durch 
Einigtuig und tTbei^be des Papiere. Ein gleiches Verfahren 
ist auch für Orderp^iere mSglioh. Der Erwerber erwirbt in- 
folge der Zession ein von dem Becht seines Vorgängers 
abhängiges Hecht, so da£ die gegen diesea begrflndeten Einreden 
aoch gegen ihn wirksam sind. Seine Zuständigkeit hat der 
Fapterinhaber in der gewöhnlichen Art — also auch besBglioh 
der Zession nachzuweisen, ohne daS ihm dabei eine Beweis- 
erieichteniDg zu teil würde. 

Da nun für die zahlreichen im B«cht8Terkehr vorkommen- 
den Papiere viele Zweifel laut geworden sind, ob sie an einer 
der oben erschöpfend angegebenen Kategorieen oder zu weldier 
von diesen wieder zu rechnen sind, muß hier im einzelnen eine 
Übersicht der hierher gehörigea Papiere und zwar anschlieSend 
an die drei oben genannten Klassen gegeben werden. 

Nur diese Papiere kommen fnr unsere Frage der Zwange- 
Tollstreckung recht eigentlich in Betracht.') 

Bin Eingehen des Ver&ssers auf die einzelnen Streitpunkte 
kann hier jedoch, weil es gegenüber dem prozefirechtlichen Haupt* 
geaichtspunkt dieser Bearbeitung zu weit führen würde, nur in 
aller Kürze erfolgen. 

Es folgt demnach zunächst eine Aufstellung der Inhaber-, 
Order- und Hektawerturkunden. Anhangsweise soll dann noch 
bemerkt werden, was nach unserer Ansicht nicht mehr Wert- 
papier, sondern reiner „Wert" iat, sowie was noch nicht als 
Wertpapier, sondern als bloBe Beweisurkunde und Legitimations- 
papier angesehen werden mufi. 

Unstreitig sind als Inhaberpapiere anzuseheo ^e Papiere des 
Reichs oder der Einzelstaaten bei Anleihen, ebenso die Teil- 
obligationen bei Anleihen von Privatkorporationen, AkÜengesell- 
schaften und auch von einzelnen Privaten, ältere landschaftliche 
Pfandbriefe und neuere Pfandbriefe, Landeskulturrentenbriefe, die 



>} Kine udere ¥ngt iit, ob die ünlrBahtliohs tJntenoheidang atah 
Inhaber-, Order- und Bekt»piLpieren doli mit der SSataÜDiig deckt, dio wir 
tfäim vom ToUitreokongireflhtlioheti QMiohtapuiikt aas finden wttden. 
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geiröhnlicheii SchaldTenchreibungen auf Inhaber nach B. G.-B. 
§§ 793 ff. 

Hierher geh&ren fernerB anknoten and BeichakasHenscheine. *) 
Gegenüber der ÄDsicht, die diese Papiere zu den reinen Geld- 
seidien rechnet und denbalb aas der Ehuse der Wertpapiere 
ausscheidet, *) ist entscheidend, däfi diese Papiere keine dem 
Gelde gleidiende Anerkennong als allgemeines Zahlongsmittel, 
keinen ZTangskora haben. Ein derartiger Zirang zur Annahme 
•oldier Urkunden im Verkehr ex causa solvendi besteht vielmehr 
im ersten Fall nur fBr gewisse Banken, im letzten Fall nur fOr 
fiSeutliche Kassen. Ein solcher allgemeiner Zvangskurs ist aber 
entgegen einseinen Ansichten b) mit der herrschenden Meinung 
als unbedingtes Erfordernis der reinen Geldzeichen anzusehen.*) 

Die Aktien sind häufig Inhaberpapiere. Sie dürfen jedoch 
dann nicht auf Inhaber lauten, f^s sie vor volter Leistung des 
Befarages ausgegeben werden [§ 179 Abs. 3 H.-G.-B.] Letzteren 
stehen gleich die vor der eigenüichen Ausgabe der Aktien aus- 
gegebenen Inteiimsscheine. Aach Aktien unter 1000 Hk. Nenn- 
wert dürfen regebnäBig nicht Inhaber* Aktien sein. [Vergl. § 180, 
§ 209 H.-G.-B. und für vinkulierte Aktien § 212 H.-G.-B.] 

Bei anderen Papieren dreht steh der Streit darum, ob sie 
überhaupt zu den Wertpapieren gerechnet werden dürfen. 

So zunächst bei den Zins-, Dividenden* und Gewinnanteil- 
Scheinen, sowie bei den Emeuerungsscheinen oder Talons. 

Regelmäßig sind die Zinsscheine Inhaberpapiere, da im Ver- 
kehr sich das Recht gebildet hat, auf Vorzeigen des Zinsscheines 
ohne Erbringung einer Legitimation hinsichtlich der Haupturkunde 
die Leistung zu fordern. Der Inhaber des Zinsscheines ist be- 
rechtigt unabhängig von der Haupturkunde, [B. G.-B. § 803] ob- 



') Bmiuwr in Bnd. S. 196, Oonok bürg. B. 8. S60K, Knntee & 
47aS: nod Osilin S. 7ft 

■} QitAe a. 100 ODd Th«l 8. 629. 

^ Von SaTJgnj 8. 11& und ünger B. 6. 

*] Eberwo Zorn 11 8. 844ft 
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InhaberpV*^": Koapona, Talou, Lom. 7 

vobl dieBelbeii BezugBinittel der in der ätammobligation rer- 
Bprocheaen Zinsen sind. ^) 

Eb steht jedoch nichts im Wege, den Zinssohein bo einzu- 
richten, daS er lediglich die Legitimstion zur Erbebung des auf 
die Hauptobligation basierten Zinseoanspruchs begründet.') 

Er ist dann bloßes Legitimationspapier ohne eigenen Wert- 
papiercharakter. Doch wird man mit Ritter [S. 183 ff.] fordern 
mÖBBen, daß die Urkunden alsdann erkennen lassen, daß nur der 
verfügungsberechtigte Inh^lwr der Haapturkunde das Recht aus 
dem Nebenpapier boU ausfiben dfirfen. 

Das Gleiche ist auch über die den Zinsscheinen insoweit 
Verwandten Dividenden- oder Gewinnanteilecheine zu sagen. 

Die Talons (EmeuerungsBcheine) sind nicht Inhaberpapiere, 
da nur dem Inhaber der Hauptobligation das Versprechen auf 
ÄuBstelluBg neuer Zinsscheine gegeben ist. Der Letztere kann 
jederzeit die Ausgabe an den Inhaber des Talons durch seinen 
Widerspruch hindern (§ 805 B. G.-B.).^ 

Weiter sind Inhaberpapicre die Lotterielose.*) Denn sie 
sind Träger eines Rechtes, nämlich des bedingten Rechtes auf 
den Grewinn.") 

Bestritten ist die Stellung der vielfach sogenannten Sachen- 
rechtlichen Papiere, der Hypotheken- und Grundschuldbriefe. 



1) Jaoobi B. 379, Branner S. 196 ft nnd Bitter a. ». 0. S. 186S: 

*i J. A. Senfferta Arohir der BiittolieidiiDgen oberater Oeriohte B. 6 — S8 
Nr. au S. 466 Crteil de« Seichegenohte vom 1. Senat 29. Jaanv tB81. 

■) Bo Jaoobi, B. 2890. Ebenao Orome, B. 9G0 Anm. 64, Dembiirg, 
S. 891. FOr die Natur deaTaloiu alalnhaberpapier: Qierke S. 161, Bnumer 
8. 196K, Ooiauk S. 868 und Weinberg S. 8. Denelbe maoht aU Begrttndniig 
geltend, da£ bia m dem naob S 806 B. O. B. erfolgten Widertpruoh doch 
der Talotiiiibaber der Berechtigt« lai. Der Sinn der Beitiininiuig i«t jedooh 
der, dmi bia %a erfolgtem Widenpmoh der Taloninhaber ala dar Inhaber 
der Haiiptarkunde legitiiniert gilt nnd diaae Legitimation dnmh den Wider- 
apmob wegftUt Von einem Bechte de« Tiloninbaben an (ich iat meinea 
Kraolitani keine Bede. 

*) Kiintse B. 473 ff. EbenM Unger B. 6, Bnumer 8. 198, Orome S. M4, 
TbOl, 8. 669 £ 

*) Anden Sohftnfeld a. a. 0., 8. 380, g 67 Anm. 4, der aie nioht tta 
Triger tod Werten, nicht fOt Wertpapiere halt. 
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8 Inhaberp^iian: Onud- nnd Bratomehnldbriefa, BiOate. 

Im B. 6.-B. findet sich als sachenrechüiches Inhaberpapter 
der Inhaber-Grund* und BentesBcholdbrief. ') Den Gtegnemgegen^ 
Qber,^ die diese Urkunden als gewöhnliche Schnldscheine ohne 
eigenen Wert auffiuien, sei auf die enge Verbindung von Papier 
und Recht hingeviesen, die nicht nur bei jeder Geltendmacbong 
des Bechts hervortritt, sondern auch bei der Entstehung des 
BeiAts in soweit von Bedeutung wird, als ohne Inhabergrund- 
schuldbrief eine Inhabergnindschuld gamicht denkbar ist. [§ 1195 
B.G.-B.]") 

Als letzte hierher gehörige Gruppe sind die Karten und 
Marken des täglichen Verkehrs zu behandeln. 

Die Eisenbahubüett«, Theaterbillette, £S- und Badekaiten 
sind Inbaberwertpapiere, wenn sie den Bestimmungen des § 807 
B. G.-B. entsprechen, d. h. den Schuldner zur Leistung gegen 
Vorzeigung der Urkunde verpfiichteu. Sonst, wenn dem Schuldner 
nur das Kecbt zur Leistung an den Inhaber gegeben werden 
soll, sind sie reine Legitimationspapiere, d. h. nicht Wertpapiere.*) 
Richtig bemerkt Carliu [in Goldschmidts Zeitschrift S. 7£F.], daS 
jedesmal nach dem Einzelfall entschieden worden muß.^) 



>) Vergl. Gierke S. 157 ff., Jaoobi 8. 889, Bobinow 8. 17, Stnoknuno- 
Eooh, n, § 867 Anm. 6 uii B. G. B. § 1196 anä % 1199. 

■) Bie Wertpapierofttur leugnen: Senffert, II, S. 48BEugS31, DfliingAr- 
Hiohenbarg, II, 8. 560, Biohter S. 205, Turnan-FSriter, I, 8. &B1 nnd 
Bdohiger. XX 133 VI Senat 6. Min 1888, Colm in Omohot, IV. Folg- 
a. Jkhrg., 4. und Ö. Heft, S. B9&ff. VoB 8. 833 in Oroobota-BeiMlgen 27 
Ifr. 35 wenigitens für gewöhnliche Hypotheken- und OruDdacbaldbriefe. 

') Die gemftB § 65 dei preufi. Gei. aber Eigentomaerwerb und den 
Srwerb dingl. Rechte t. 5. Mai 1876 in bUnko abgetretenen GrundiohtUden 
gaben dem Inhaber daa Reeht, die Blankoab tretung durch aeinen Namen 
aniEuilUlen, die Qrundichuld auch ohne dieie AuifOlluDg abiutreten und die 
din^che Klage ancnstelloD. Drache (in Zeitaohr. fflr ZirüproieS III, 8. 806, 
Nr. 6} hUt deahalb den in blanko abgetretenen preuB, Qrondaohuldbrief fSr 
ein Inbaberp^ier. Ebenao Fiaafaer in Köhler, Arob. S. 262 and Tofi 
8. 833 a. B. 0. 

*) So Orome, U, 3, S. 929 Anm. 19, ThSl 8. 669, OMaok 8. 834ff.i 
Bninner S. 198 ft, Struokmann-Kooh, II, S. 338 an § 831. 

'} So hUt Oarlin Bintritt«biUette für bloBe LegitamatjonsorkoDdea, da 
ein VerpfUohtungiwille dei Amitallen für die Vonteliong nicht anzunehiaen 
leL VargL Adler in Orflnhata Zeitaohr. 8. 38 ff. Allgemein für die Stellung 
der Karten und Marken ali Inhaberpapiere : Gierke gegen Endemano, I, 9, 
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Ordsrpapier«. 9 

Die Klasse der Orderp&piere bietet der Feetellimg ungleich 
-weniger Schwierigkeiten. Während nämlich die Inhaberpapiero, 
Bowie die später zu betrachtenden Rektapapiere in unbeschränkten 
Erscheinungsformen KulSsatg sind, ist die Zahl der Orderpapiere 
eine gesetzlich festgelegte. Orderpapiere sind erstens ipso jure, 
ohne daS es einer besonderes OrderUausel bedfirfte, Wechsel 
und Namensaktien, soweit sie nicht rinkuliert sind (H.-Gr.-B. § 180, 
312). Einer besonderen Klausel bedürfen zweitens alle anderen 
hier anzuziehenden Papiere. Hierhin gehören zunächst die in 
§ 363 H.-G.-B. aufgeführten Wertpapiere : Anweisangen auf 
Kaufleate über die Leistung von Oeld, Wertpapieren oder an- 
deren Tertretbaren Sachen, ohne daB die Leistung von einer 
Gtegeuleistnng abhängig gemacht wäre, Yerpfiichtungsscheine, die 
von einem Kaufmann über Gegenstände der beeeichaeten Art 
snsgestelit sind, gleichfalls ohne Abhängigmachnng von einer 
Gegenleistung, femer Konnossemente der SeeschifTer, Ladescheine 
der Frachtführer, Bödmereibriefe, Transportversichenmggpolizen 
and Lagerscheine der staatUch zur Ausstellung solcher Urkunden 
an Order ermächtigten Anstalten. Dazu treten noch einige 
Papiere mitgliedschafthchen Charakters, nämlich die Aktien- 
interimsBcheine , die modernen Kuxe, sowie nach Gesetz vom 
1. Januar 1901: der Reichsbankanteilschein ') ^). Praglich ist, 
ob manche dieser Papiere auch als Inhaberpapiere erscheinen 
können. Bejaht wird dieses für Konnossement und Ladeschein 
z. B. von Cosack') und Kuntze.*) Doch scheint mir aus H.-G.-B. 
§ 643 Z. 4 und § 445 Z. 4 zu folgen, daB gerade diese Papiere 
immer auf Namen lauten müssen. '^ Ein Lagerschein auf Inhaber 

8. 1223, B«kker-UaUier 8. 807, SofaOnfeld S. 250 fi 67 Aim. 4, Band» 
S. S18 Amn. 41, die liah für die Natnr denelben »la Ii^tim&tioii(p>pien) 
anapreefaea. 

*) VergL Aber die Ordeir^iere : Bmiuer S. 188, Hober 8. 146 in 
g 881 Z. P. O., Jaoobi S. SlTff., S. SSlff: 

*) Naoh r. BOlow S. 566 m g 782 (alter Z. F. O.) gehOrt anoh hieriier 
dar in blanko abgetretene preuS. GriuidaobDldbrief (Preafl. Qei. r. ö. Mai 
1813 t 66). Vergl. anoh Draobe S. 806 No. 6 a. s. O. 

■) H. e. B., 8. 426, S. 440. 

*i Kuntie, S. 473 S. 

') Bbenao Dembnrg, 8. 46 a. a. 0. 



3y Google 



10 OrdNp^Mre. 

kommt dagegen wohl vor. ') Der Wechsel ist als Inhaberpapter 
unbedingt ausgeschlosBen. (W.-O. Art. 4 Xr. 3.)') . 

Jedenfalls aber wird ein Orderpapier nicht dadurch man 
Inhaberpapier, daS es in blanko indossiert ist. 

Zvar ist dadurch, daß bei einem mit Blankoindossament 
versohenen Orderpapier ein beliebiger Wechsel des EigeatümerB 
ohne Umschreibung des Papieres auf den Namen des neuen 
EigentümerB eintreten liano, ein wichtiger Untfirschied, der das 
Orderpapier vom Inhabei'papier trennt, aufgehoben. Trotzdem 
ist jedoch das in blanko indossierte Orderpapier kein Inhaber- 
papier. 

Der Unterschied zwischen Inhaber- und Orderpapier ist 
folgeodermaBen zu bestimmen. 

„Das Recht aus dem Inhaberpapier erwirbt derjenige, welcher 
das VerfSguugsrecht ober das Papier eriaogt, d. h. derjenige, 
der das Papier in gut«m Glauben erwirbt und daher dessen 
Eigentümer wird." (§§ 793, 932—936 B. G.-B.)») 

Das Hecht aus dem Orderpapier erwirbt dagegen nur der, 
der durch Indossamente (vei^l. Art. 36 W.-O.) legitimiert und dasu 
nach den für luhaberpapiere geltenden Bestimmungen Bigen- 
tümer des Papieres wird. 

Kotwendig tritt ^o fnr den Erwerb die Legitimation dnrch 
fortlaufende Indossamente hinzu. 

Und wenn nun auch das mit Blanko-Indossament versehene 
Orderpapier durch bloBe Übergabe weiter begeben werden kann, 
so wird doch auch hier der Erwerber Eigentümer gleichwohl 
durch das Blanko-Indossameat. *) 

Zar Begründung onsorer Ansicht ist noch anzuführen, daß 
der Inhaber das in blanko indossierte Orderpapier jederzeit wie- 
der in ein gewöhnliches, auf Namen lautendes Orderpapier zurfick- 
verwandeln kann. W. O. Art, 13.") 



>) Ver{^ Bmunar, S. 198 nad Oowok, S. 488. 

^ Andan nuh A. L. B. II, 8, S 7S3, 768, 810 (von Sarigny, 8. 106 Aam.). 

•) Bngelma&D, 6 108. 

*) Fn g'^li iiHiin , 1 9fi, 

■) VergL OoMOk H. B., § 56, II, lb4 
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Und es ist ferner darauf hinzuweisen, daß, wenn der 
Schuldner sich durch Namenpapier verpflichtet hat, der Öläubigdr 
nicht willkürlich durch Blankoindossieruni^ eine Inhaberschuld 
daraus soll machen dürfen, i) 

"Wir kommen zu der letzten Klasse der Wertpapiere, zu 
den Hektapapieren. Es sind dies einfache auf Namen gestellte 
Papiere, bei denen aber die Geltendmachung des Rechts wie bei 
allen "Wertpapieren an den Besitz der Urkunde geknüpft ist. 
Verfehlt deshalb Adler 8. 25 a. a. O. , der die Rektapapiere als 
Wertpapiere nicht anerkennen will. 

Hierher gehören vor allem viele Papiere, die sonst häufig 
als Ordorpapiere vorkommen. So die Wechsel und Namens- 
aktien, wena sie mit negativer Orderklausel versehen sind, wenn 
sie ohne Orderklauael erscheinen, die AktieninterimsBcheine, der 
moderne Kux des preuS. Rechts, Ladescheine, Konnossemente, 
Bödmereibriefe, Seevcrsicherungspolizen und Lagerscheine, femer 
unter gleicher Bedingung die kaufmännische Anweisung und der 
kaufmännische Yerpflichtungsschein. i) Zu den Rektapapieren 
gehört auch die Anweisung nach B. G.-B. §§ 783 ff. Ihre Wert- 
papiereigenschaft ist nach der Akzeptation — hierdurch erh&lt 
sie erst das Erfordernis des Wertpapieres, einen zur Zahlung 
verpflichteten Schuldner aufeuweiaen') — nicht zu bezweifeln. 
Nach § 785 B. G.-B. ist lur Geltendmachung, naidi § 793 zur 
Übertragung der akzeptierten Anweisung die Innehabung nötig. 
IMe Zession allein ohne Übergabe der Anweisungsurkiinde genagt 
nicht.*) 



'■) V«rgL di« Xntach. des ]. Senats dei Beichigeriobto t. 11. Hü 1881 
in J. .A. SonfTerta Archiv ffir EnUaheidnnfen obenter Gerichte. Bbonso 
fBr die vertretene Meinung : Enntie, S. 452, Dflringer-Haohenbnrg II, S. 408, 
Oromo, 8. MS, Anm. 83, A. U: TbOl, S. eSS. 

■) VeigLGiericfl, S. 188 ff., Endemuin 1,2, 8. 1217, Bnuuier, 8. 178 ff, 
GoMok, a 880 and Jacobi, 8. 386 B. Abw. 8chSnfeld, 8. 380, § 67 der aetolL 
Anw. 6, Anm. 6 und 'Weinnwui, II., S. 189. 

■) Bnrohud, 8. 12 ». a O. 

*) VergL Gieile, S. 188, Jtoobi, 8. 396, Orome, S. 92», Anm. 19 und 
Wsinberg, S. 14 
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12 B«kt«[«in«t«: Schaek? 2}«pOUahMn«. Hypothakenbriofo. 

Auch der Scheck wird von mancher Seit« hier angezogen.') 
Dazu ist zu bemerken, doB, wenn nicht tthzeptiert, der Scheck 
Sberhaupt kein "Wertpapier iat, da er solange ein Kedit nic^t 
enthält. Und eine solche Äkzeptation ist tatsächlich ongebrftucfa- 
Uch. Beim Scheck mit OberbringerklauBcl ist sie, nie Cosaok'} 
richtig bemerkt, gegenüber dem Drfordemis B. Q.-B. § 795 sogar 
unmöglich. Somit hat Jacobi S. 296 Recht, wenn er Inhaber- 
schecks ablehnt. Es ist aber zuzugeben, daß der ein&ch auf 
Namen lautende Scheck durch eine Äkzeptation zum Bektapapier 
wBrde. 

Als ßekt^apier orscheint femer der Depotschein der 
ßeichsbank. ^ 

Die Hypotheken- und Grundschuldbriefe sind, wenn 
schlicht auf Namen gestellt, ebenfalls zu den Rektapapieren zu 
rechnen.*} Sie zeigen das Eriteritun der Wertpapiere, daß das 
in ihnen verbriefte Recht (auf eine Leistung aus dem Grund 
stück) ohne den Brief nicht ausgeübt werden kann. 

Nachdem so die Au&ählung der eigentlichen Wertpapiere, 
die das Hauptobjekt der Arbeit bilden, vollendet ist, sei anhangs- 
weise die Stellung des Papiergeldes, Kreditgeldes im Gegensatz 
zu Geldkreditpapieren 1^) gestreift. 

Das Papiergeld ist keine Urkunde über ein Privatrecbt, 
dessen Verwertung durch die Innehabung der Urkunde privat- 
rechtlich bedingt ist, sondern eine Urlcunde, die an sich kraft gesetz- 
licher Fiktion einen M'urt, ein Zahlungsmittel repräsentiert. Die 
EinlOsungspäicht ist publizistischer, nicht privatrecbtlicher Natur.') 

') So bei BruDDor, S. 178, Crome, S. 970, nmdh Luideareoht, Art. 17 
E. G. I. H. Q. B. Anderer Annoht Dornburg, S. 891 und Senffert, S. 488 
■n § eai und S. 508 EU § 881. 

*) CoBBok, H. R., S. 282. 

') So CoMok, S. 880, Crome, 8. 970 und Qiarko, 8. ISS. 

*) So Croine, S. 970, Anm. BndemMm I. 2, S. 1317, Bnuiner, Juoin, 
S. ^8ff., SlQff., 828fr., Oierke, S. ISSff. und lebr beitimnit Füdi«r tu 
Kobler-Biiig, 8. 828. Die Oegnor siehe oben bei der Beipreofioiig der 
MObenreohtltohen Inhafaerpapiere. 

>) Goldaohimdt L 2, S. 1198. 

*) TergL Okriia bei Ooldsobmidt, 8. 7 IL, BrooDar, 8. 144, Goldtofamidt, 
S. 1198, Gierke, S. 167, Unger, S. 8. 
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Mit unrecht zählen einzelne Schriftsteller zu diesem Papier- 
geld die Banknote und den ReichskuaenBdtein. ') 

Da£ diese Papiere jedoch kein Papiei^ld darstellen, ist 
schon oben eiiäutert.*) 

Zuletzt noch einige Worte Aber die Legitimationspapiere 
Tind bloBen Beveisurkanden, die nicht selbständig Träger von 
Rechten sind. 

Bei den Legitimationspapieren ist die den Wertpapieren 
eigentfimliche enge Verbindung von Urkunde und Recht aufge- 
hoben. Sie sind nicht wie jene zum Nutzen des Gläubigers 
geschaffen, aoda£ dieser auf ihre Innefaabung hin (Ue Leistung 
fordern könnte. Ihr Zweck ist im Gegenteil, dem Schuldner die 
Präfang der Legitimation des Gläubigers zu erleichtern. Der 
Schuldner kann hier auf die Vorzeigung des Papieres fiber- 
haupt verachten; er kann aber auch trotz der Vorzeigung der 
Urkunde nach Belieben eine weitere Legitimation fordern. 

Die Sparkassenbücher sind regelmäßig Legitimations- 
Papiere. Die Absicht des Ausstellers gebt nicht darauf, jeden Inhaber 
zur Erhebung der Sparsumme zu berechtigen, selbst wenn das Bach, 
wie häufig, die Überbringerklauset trägt. Der Zweck des Aus-. 
Btellers ist Tielmehr, sich die Erkennung des Berechtigten zu 
eiieicbtem. ') Geht dagen aus der Urkunde selbst hervor, daß 
der Schuldner zur Zahlung an den Inhaber nicht nnr berechtigt, 
sondern verpflichtet ist, so haben wir ein wirkliches Inhaber- 
papier vor uns.*) Doch ist dies der unübliche Fall. 



>) Tei|^ Gierke, S. 100, Brannar, S. 140 ff., TbOl, 8. 629. 

*) Oewifi konnte du Baich %xa Anigabe von wirkUcham Fapiargeld 
■ohraiten. Aber bia jetat lit du nicht geichehen. Dm Mbai Mhlreioh« 
Fapiaigeld der BinielitMten i*t eingesogen (Ges. t. 16. Jnnl 1870 und Gea. 
T. aa April 1674, g 3, 4 8, Abt. 2) und Nenaiugabe Tcrboten worden. 

*) Yergl. Coeuk, 8. 886 fil, Zeiteohr. der ADwalUkunmer Nanmbiirg, 
1898, No. 1, 8. 6, No. 4, „Dm Beoht", 6. Jehrgaog 1901, No. 7 unter An- 
wandnng von g 808 B. G. fi., deegleichen Weiarnftno Ü^ 8. 189, WilmowsU- 
LeT7 II., S. 1047 ta g 729 (alter 0. P. O.), Petaraen n., 8. 486 tu g 821,. 
Oaapp-Stein II, S. 666 eh g 821, Dembnrg, 8. 891 und Knutie, 8. 6180: 

*) VergL Bnticbu dm EleiolugeriotiU lU. Senstt vom 2. Jnli 1880 in 
Senffert* Arohir, No. 70, S. 118 und allgemein fflr die Nitor der BparWwen- 
btcheraUBekUpapiere : Orome.ä 970, Asm., Brunner, a 184 n. Gierke, 8. 128. 
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Die Pfand' und LeihhausBcheine sind ebenfalls tedÜglit^ 
Legitimationspapiere und nicht, wie manche behaupten, Inhaber- 
papiere oder Rektapapiere. Die Pbndaoheine sollen nur zum 
Beweise des in ihnen verbrieften Rechtes dienen. Die Leili- 
Euistalt will sich bei der Auastellung des Pfandscheines nicht, 
wie es bei den Wertpapieren Yoraassetzung, jedem Inhaber de« 
Scheines als solchem gegenüber verpSichten, sondern nor dem 
Inhaber die Legitimation und sich deren Prüfung erleichtern. *) 

Auch die Versicherungspolize ist nach der Verkehrsauffassusg 
Legitimationsp&pier. Die Polize ist nicht Trägerin der Forderong, 
sondern gibt nur an, welche Forderung gegenüber der Ver- 
sichernngagesellBchaft besteht, und wer Grläuhiger ist. Die Ver- 
sicherungepolize will mit der Versichemng, daß „gegen Rnckgabe" 
gezahlt werde, keineswegs eine andere Zahlung auBschließen, 
sondern eine Zahlung dieser Art aof Rückgabe ohne weitere 
Prüfung der Berechtigung des Präsentanten nur ermögüchen. <) 



1) Ter^ Zeitiohr. fOr Beoht^Hege in BAjem I., No. IS, S. 378, Adler, 
S. 38, SchOiifeld, S. 280, S 67 d«r Qeioh. a. 6, Anm. 4, GuFp-Steia IL, 
B. &S6 «n S 808, Fetoraen II., 8. 466 zu g 831, Struokmum-Koob II., 8. 338 
m % 831, Kontie, S. 618 ff., J»cobi, S. 808 ff. ebeuio der Standponkt dM 
Preufl. Onatiea t. 17. Mftn 1881 ttber die gewerbimtBige F&ndleihe. FOr 
die Nfttor der Pfuidaclieiiie •!■ Iiibsbi>rp»piere, Conek II., S. 867 auf die 
Zeit TOD 8 UoDftteD (Fr. Qes. t. 1881), d> bis mm Ablmuf dieier Zeit nacli 
lUligheit dieaea Darleheni der PfuidtaheiD war Geltendmuhnng dea Reohti 
notwendig «ei AUgemdne t. Holtieodorff III., 2, 8. 1809, Bluter fBr 
Beohtipflege 1691, No. S und beeonder« die XbitaoheidoDg det ober*t«n 
Ludeigerkhta in Bayern (Sammlung XVI, Heft 8, No. 61, S. 347. Wenn 
lieh du bkjeriaohe Qerioht cur Begrflndong leiner Annoht darauf beruft, 
daA Ffiuidaoheine allgetnein den Gegenständ Ton VerUnfen bilden, alio eine 
gewieae Verkehrsftbigiceit besitzen, zo iat dem zu entgegnen, daS in zoloben 
FEÜen etet«, ad es Ruch nur itillachweigend , daz Becht zelbzt QegenitK&d 
der Verftofierung iat. Fflr die Natur der Pfuidzchoine alz Rektapapiere, 
Crome, S. 970, Anm. 

^ Vergl. Entaoh. des Beichggsr. II. Senat t. 8. Mai 1672 in XZIZ, 
S. 397. Ebenzo Urteü 0. L. (i. Dresden t. 6. Juli 1897, mitgeteUt im 
SKohz. Arch., Bd. 7, Heft 10, S. 687, DBringer-Hachenbarg II., S. &eO£, 
Bindecbedler. ti. 9&, badizche Reohtspraxiz 1899, No. 15, 1., Bechtaapreohung 
des 0. L. G., Earlzrulie 84 a, Jurist. Woobeuschrift, Jahrg. 1896, No. 1—!^ 
8. 10, No. 26, dMgl. die C. F. 0. Kommentare: Fetaraen II., S. 488 n 
S 621, Nenkamp, S. 494 in $ 821, Stmckmann-Eooli II., S. 223 eu § 831, 
Qaupp'Stein U., 5. 668 cu g 621. Der TerkahrsauSasnuig entgegen fBr die 
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Zu erwähnen sind hier noch die Garderobemarken. Die- 
Beiben dienen nur zur Legitimation des Gläubigers, ohne Wert- 
papiere zu sein. Der Gläubiger kann sein Recht auch ohne sie 
geltend machen. Die Torkommeode Klausel „oder an Inhaber" 
soll nur eine Erleichterung fSr den Schuldner sein. ^) 

Femer sind anzuführen : die Gepäckscheine der Eisenbahnen 
ond Post,') die Empfangsscheine, velcbe von den Fostanstalten 
dem Adressaten eine« mit einem Paket begleiteten Briefes aus- 
gehändigt zu werden pflegen, um die Abholung des PaJcetes aus 
dem Gepäckgewahrsam der Post zu Termitteln. Ihr Besitz legiti- 
miert nicht Kur Beitreibung, sondern nur zar Empfangnahme der 
Leistung. ') 

Als blo&e Legitimationsurkunden erscheinen auch die Fest- 
tarten,*) die Karten von Gewerbetreibenden, die sich nach dem 
Inh^t der Karte zur Herausgabe einer ihnen von X. zur Auf- 
bewahrung oder Bearbeitung übergebenen Sache an gerade diesen 
X. verpflichten, femer Mitgliedskarten von Vereinen,") Hand- 
werkennarken,«) allgemein die Papiere des § 808 B, G.-B.') 

Zu erwähnen sind gegen Thöl^) als NichtWertpapiere auBer 
den Legitimationspapieren die bloßen Beweisurkunden , z. B. 
Frachtbriefe, Maklemotiz, Darlehnsschuldscheiu. ') 

Verschieden von der Sondemng in Inhaber-, Order- und 
Rektapapiere ist eine andere Einteilung der Wertpapiere nach 
dem Inhalt der in ihnen verkörperten Rechte — der Forderungs- 



Natnr aU Bektapkpier: Orome, S. 070, Aom. Endemkim I. 9, S. 1317. 
Oierks, 8. 188 und CosmIc, S. 711 H. B. 

>} Vei^ Crome, B. 976, Couak, S. SS5 £E., Dernbarft, 8. 891 S. Adler 
bei Graoliat, S. 28. firimti«r, B. 174, J^eobi, S. 868 ff. Bitter, S. 106. 
Abveichend GKerke, 8. 140, der n« bU Rektapapiere buhuidelt. 

*) Crome, 8. 976, Deroburg, S. 880, Adler, 8. 38. 
. *) VergL EuDt», S. 401. 

*} Tergi Jacobi, 8. 868 ff., Carlin, 8. 7. 

0) JMobi, 8. 868 ff. 

*} Vei^ Bitter, 8. 106. 

^ Derabug, 8. 46, Wdnberg 8. 8, 8euffert II 8. 488 >n g 831. 

*} TbOl 1 8. 684 

•> 8o Oulin S. 7 ff. QoldMlumdt 13 8. 767. 
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rechte, Hitf^liedsrechte und Sachenrechte — in forderongsrecht- 
liche, mitgliedschaftsreclitliche und sogenannte sachenrechtlicbe 
Papiere. •) 

Zu der lebten Gruppe, zu den sachenrechtlichen Papieren 
zählt nuui>) die Hypotheken-, Grand- und Kentonachnldbrieti. 
Als mitgliedschafiliche Papiere wären zu nennen alle Arten von 
Aktienpapieren, Kuxe, die Reichsbankanteilsoheine. Der grofte 
Rest der Wer^i^iere ist zu den obUgaÜonenrechtlidien zu 
rechnen,«) *) 



■) VergL Dinert. Ton Vdnber; 8. & 

*^ Oiarkfl S. 128, Holtseodorff in Min«m BeohtilexikoD m 3 S. 1809. 

*) Bo «noh Dkoh HoItModorff ». ». O. der pronA. Orondiehnldbrief dM 
Gea. T. 1672. Nftoh Weiaberg S. 8 klle Qnmdichiildbriefe anf Inhabor. 

*) Lehnunn, cur Hieorie der Vertpap. 8. 89 wendet noh ObeitiMipt 
gegen diote Art der EintailuDg. Alle Wertpapiere laien Fordenmgapapiare; 
aach der Omadiolinldbrief and sogar die Aktie (actio pro «ooio). Dieat 
A&noht, die jedenfill« den weeentliohen Charakter der venohiedanea in den 
Papieren Terkfirperten Beohte rerkennt, iit abnlehnen. 
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§ 3. Die drei Formen der Zwangsvollstreckung 
in Wertpapiere. 

Einleitend ist schon angedeutet worden, daß die verschie- 
denen Arten der ZwangsvoUstreckung in Wertpapiere sich an- 
BchBeßen an die beiden Grondfonnen der ZvEngsToUstreokang 
in bewegliche Sachen und in Rechte. 

Diese beiden Formen mässen also zunächst kurz karakteri- 
siert werden. 

Von der ZwaogsToUfitreckusg in bewegliche Sachen handeln 
die §§ 808 £f. Z.-P.-0. Dieaelben werden nach § 808 Z.-P.-O. 
gep&lndet, indem der mit der Pfändung beauftragte Gterichts- 
voUneher dieselben in Besitz nimmt. Die Verwettung der so 
gepßndeten Sache geschieht nach § 814 ff. Z.-P.-O. durch öffent- 
liche Versteigerung. 

Anders bei den Rechten. Hier gibt § 628 ff. Z.-P.-0. die 
Begeln. Die Pfändung erfolgt nach § 829 durch Beschlagnahme- 
beschlufi des Vollstreckungggerichtes, dem dann im Regelfall 
(§ 835) die Verwertung auf Grund einer gerichtlichen Über- 
weisung an den Gläubiger zur Einziehung oder an Zahlungs- 
Btatt folgt. 

Es stehen demnach nebeneinander : P^dnsg durc^ Inbesitz- 
nahme seitens des Gerichtsvollziehers und Pßndung durch gericht- 
lichen Bescblagnahmebeschlufi ; Verwertung durch Öffentliche 
Versteigerung und Verwertung durch gerichtlichen Cberweiaungs- 
beschluß. 

Diese Verschiedenheit findet sich ebenso bei den Wert- 
papieren. Je nach ihrem wirtschaftlichen Karakter erscheinen 
dieselben geeignet zu einer Verwertung in öffentlicher Varsteige- 

SvhiBldt't SoiMluui|«i iBBi ZI*Upioi*S>MU m. ■ 
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Orandfomien der VoHitaMkuDK- 



mng, im Verkauf. Oder sie finden ihre Verwertung auf Grund 
einer gericIitUcheD Überweisung an den Gläubiger an Zablungs- 
statt oder zur Einziehung. 

Die ersteren sind die auf längere Dauer berechneten urkund- 
lichen Träger vennögenswerter B«cht«, welche nicht durch ihre 
Erfüllung, sondern als feste Kapitalanlage im wirtschaftlichen 
Verkehr von Bedeutung werden. Sie sind dauernde, zur Ober- 
tra^ung im Verkehr besonders geeignete Werte, sind geeignet 
zum Verkauf. Die andere Art der Verwertung greift für solche 
Papiere Platz, die, wenn auch urkundlich verkörpert, so doch im 
Verkehr nur auf kürzere Zeit begründete und auf baldige Et^ 
fnllung berechnete Forderungen sind. Dieser Earakter der 
Urkunde bedingt so sehr ein stärkeres Hervortreten des Kecht«i 
vor der dasselbe tragenden Urkunde, dafi die Vorwertung nach 
den für die Verwertung gepfändeter Rechte geltenden Vor- 
schriften erfolgen muß. 

Eine zweifache Verfahrensfonn findet sich auch schon bei 
der FßLndung. Der größte Teil der Wertpapiere wird gepfändet 
durdi Inbesitznahme seitens des Gerichtsvcllziehers , und hier- 
durch ist zugleich auch das dem Papier unterliegende Recht 
gep^det. Diese Art der Besohlagnahme des Rechts durch 
die Urkunde hindurch entspricht genau dem Karakter der Wert- 
papiere, da bei der karakteristischen Verbindung von Recht 
und Papier dem Schuldner jede VerfngungsroÖgUchkeit mit dem 
Verlust des Papieres zugunsten des Gläubigers genommen ist. 

Bei den sachenrechthchen Papieren, d. h. den Papieren, die 
ein Sachenrecht, ein Pfandrecht, eine Gnmdschuld usw. ver- 
körpern, bat trotzdem das Gesetz in § 630 einen anderen W^ 
der Pfändung gewählt. Bei ihnen ist es die Abhängigkeit von 
dem der Pföndung als solches unterhegenden Rechte, die ein 
der Zwangsvollstreckung in gewöhnliche Forderungen gleiches 
Verfahren geeignet erscheinen läßt. Die Forderung ist das erste 
Objekt der Zwangsvollstreckung, nicht das Papier, das auch 
weniger sie, als vielmehr das Pfutdrecht verkörpert. Bs wird 
demnach die Forderung durch Besohlagnahmebeschluß gepfändet 
und eine Inbesitznahme des Briefes, als Zubehör des Rechtes, 



3y Google 



Amrendong der Vollitreoktiiigcfonnea inf Wertpapiere. 19 

geht nur akzidentell daneben her. Die Verv^ertung erfolgt sacfa- 
gemäS auf Grund einer Überweisung. Das G^esagte gilt in erster 
Iiinie für die -gew&hnUche Hypothek, weiter aber auch ent- 
sprechend f&r die Oruudschuld. Wenn auch eine Fordeniug 
neben dieser nicht besteht, so ist doch der wirtscdiaftliche Unter- 
schied der beiden Inetitate ein so geringer, daß die Gleichheit 
der Behandlung hier als gerechtfertigt erscheint. 

Im ganzen ergeben sich nach der Art' der Behandlung drei 
Gruppen. Die Wertpapiere der ersten Gruppe werden gepfändet 
durch Inbesitznahme seitens des Gerichtsvollziehers und ver- 
wertet durch öffentliche Versteigerung oder Verkauf, Die 
Gesetzesstellen für diese Gruppe sind die §§ 808, 831 Z.-P.-0. 

Die Urkunden der zweiten Gruppe werden wie die der ersten 
durch Inbesitznahme gepfändet, dagegen verwertet auf Grund 
eines gerichtlichen Überweisungsbeschlusses. Hier ist das 
verkörperte Recht im Gegensatz zum Sachkarakter der Urkunde 
echon maßgebend zur Geltung gekommen. § 831 ist hier die in 
Betracht kommende GesetzessteÜe. 

Bei der dritten Gruppe tritt der Sachcfaar&kter des Papieres 
ganz in den Hintei^rond. Das Recht selbst gilt als eigentliches 
VoUstreckungsobjekt. Dasselbe wird gep^det durch Beschlag- 
nahmebeschluS des Gerichts und verwertet auf Grund gericht- 
licher Überweisung. Die hierher gehörigeo sachenrechtlichen 
Papiere werden nur als Aimez des Rechtes in Besitz genommen. 
Die Gruppe kommt in § 830 gesetzlich zum Ausdruck. 

Von vornherein ist klar, daß diese vom prozeßrechtlichen 
Gesichtspunkte gewonnene Einteilung der Wertpapiere in drei 
Gruppen mit der zivilrechüichen Unterscheidung von Inhaber-, 
Order- und Rektapapieren gamichta zu tun hat. 

Es ist aber die Frage , wie es mit der Verteilung der Wert- 
papiere auf die obigen drei Gruppen aussieht. Da herrscht ins- 
besondere über die Auslegung des § 831 Z.-P.-O-, der scheinbar 
ganz allgemein von der Zwangsvollstreckung in Wertpapiere 
redet, viel Streit. Sehen wir hier davon ab, daß manche 
Papiere : Banknoten iind ßeichskassenscheine nach § 815 Z.-P.-O. 
zur Vollstreckung gebracht werden, so eigibt sidi eine Be- 
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Bohrftnkang des § 821 schon aus § 831. Die WechBel and die- 
jenigen Orderpapiere, die eine Forderong verkörpern, scheiden 
an» dem Begriff „'Wertpiq>iere'' in § 891 sofort atu. Der Au»- 
dnick ist im § 891 nicht im allgemeinen, sondern in einem 
engeren Sinne gebraucht Es bandelt sich dämm, den TJmüuig 
des Begriffes in dieser Bestimmung festzulegen. 

Das Verhältnis der Bestimmungen g 631 ff. oder § SSI ff 
§ 636 richtet sich darnach, ob "Wertpapier (i. e. S.) oder F^ier- 
fordemng in Frage steht, und xwtx sind P^ierforderungen die, 
wenn auch oiinindlioh verköiperten, so doch im -wirtschaftlidieii 
Verkehr nur vorübergehend begründeten und auf rasche Realisie- 
rung (durch Einnehung) berechneten Forderungen, Wertpapiere 
im engeren Sinne dagegen die auf Dauer berechneten urkund- 
lichen Trftger venndgenswerter Rechte, welche nicht durch ihre 
Einziehung, sondem als feste verzinsUche Kapitalanlage von Be- 
deutung werden. ') 

Zu dieser letzteren Art von Papieren rechnete der Entwurf 
zur ZivilprozeB-Ordnung nur die Inhaberp^iere. Nur diese 
seien geeignet, als körperliche Sachen behandelt zu werden, 
während alle anderen, obsdion mittelst Indossament übertrag- 
baren Wertpapiere fär die Zwangsvollstreckung unter die Kategorie 
der Forderungen fielen.*) 

Die Reichstagskommission von 1876 hat statt „Papiere auf 
den Inhaber" „Wertpapiere" gesetzt, um auch die Papiere auf 
Namen, welche einen Börsen- oder Marktpreis haben und deren 
Wert nicht in der Einziehbarkeit des durch sie verbrieften An- 
spruchs, sondern in der Verk&uflichkeit als Wertsache besteht, 
zu treffen.') So umfaßt der Ausdruck „Wertpapiere" in § 821 
nach Antrag der Abgeordneten von Puttkammer und Dr. Wolff- 
fion auch diejenigen auf Namen lautenden Friere, die einen 
Markt- oder Börsenpreis haben.*) 

Hinsichtlich der drei zivilistischen Arten von Wertpapie^^^ 



') So Riohud Sofamidt t lia B. 624 ff. Ebenio Jacobi 8. 13 ff. 

*) VergL Protokolle der norddeataehen Z.-P.-O. 8 8. 9037 OOOX SUsung^ 

■) Stamokmuin-Kooh Z.-P.-0. 11 8. 938 eu § 821. 

*} VergL 0. Halm, Mat«rialieD cor Z.-P.-O. 1 Abt. B. SM. 
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der Inhaber-, Order- und Eektapapiere, geHtaltet sich die Ver- 
teilong auf die drei von der Frozefiordnimg au^esteilten Qruppea 
demgem&fi in folgender Weise. 

Alle Inhaberpapiere fallen unter das Verfahren nach §§ 806, 
821 Z.-P.-0.)) Sie sind alle Papiere, die ihren Wert im Umlauf, 
ihre Yerrertung in der 'Übertragung finden. Sie nahem sich 
wirtBohaftlioh am meisten der beveghchen Sache, und es ist dem- 
gemäß passend, sie nach der im § 831 Torgesohriebenen Weise 
zu verwerten. Diese Segel gilt grunds&tzUch und auch dann, 
bUs ein Inhaberpapier im EJinzelfall einen Verkaufsvert nicht 
haben sollte. Für diese seltenen Ausnahmen kann jedoch im 
Notfall nach § 835 das Glericht eine abweidiende Art der Ver- 
wertung bestimmen. 

Inhetreffder Orderpapiere ist so zu entscheiden, daB Wechsel 
und Orderfordeningspapiere kraft besonderer Regelung dem § 831 
und weiter § 835 unterfallen. Sie sind wegen ihres wirtachaft- 
lichen Karakters tou dem engeren Begriff der Wertpapiere in 
§ 821 ansgeschlossen. Das Gesetz betrachtet sie im Wesent- 
lichen als Fordenmgen und unterstellt sie demnach durch Ein- 
schieben in Titel 1 unter III vor allem hinsichtlich der Verwertung 
den Regeln über ZwangsTollstreckung in Forderungen. Dies ist ver- 
Btändlioh. Sie zielen ja nicht sowohl auf lang dauernden Umlauf als 
auf Einziehong und ErfSUung. Die hierauf gerichtete Verwertung 
des § 835 ist deshalb als die ihnen natürliche vom Gesetz ange- 
ordnet. Im Gegensatz zu den genannten Orderpapiereu stehen 
die mitgliedschaftlichen Orderpapiere, die indossable Aktie, der 
Beicdisbankanteilachein. Sie gründen ihren Wert auf den Umlauf 
im Verkehr und werden deshalb nach Änderung der Keiohstags- 
kommission sachgemäß nach § 821 Z.-P.-O. Terwertet*) Die 

*} So die gmDs allgemaine UeüiaDg. 

*i VmgL K Soliinidt, S. 9SAB., 3%o6tä, S. 13 ff., der aofier den Korpo- 
ntion^Bpienii an Order noch dw IndoMabele Stutopapiar hierin neht; 
udorwMtti WeohMl, weQ immer konfrlittg, irie vir uaoh S 881 weist 
I>e^ Wilmowiki-LeT7, II, B. 1M7 m § 792 (alter Z.-P.-0.) mid Strook- 
mann-Kooh S. 928 in g 821. Bnmner, 8. 140 ff. Poohelt, Z.-F.-0., H, 
9. &8B n S 791 bia S 734 (alter Z.-P.-0.). Denelbe fahrt in der Fra^e 
nooh treSand weiter aaa: Immeriün dOrfe S 722 nicht mit | 782 in ^Hder- 
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§§ 631, 835 gelten für Fordenmgen aas Wechseln and anderen 
indoHsabeln Papieren, oinfiusea demnaoh alle forderungsrecht- 
liohen Orderpapiere. Ihnen gegenfiber stehen alle mitgUedschafts- 
rechtlif^en Orderpapiere. Diese Regelung entspricht dem wirt- 
Bcfaaftliohen Karakter, den diese beiden G^nippen im aJlgemeinen 
habeo. Für die seltenen Ausnahmen trifft das Gericht auf Grand 
§§ 835, 844 Z.-P.-O. Bestimmoug. Der allgemeine Grundsatz 
tritt aber f&r diese Ausnahmen nicht von selbst außer KrafL 
Das Oesetz wollte augenscbeinlicli verhfiten, da£ der Gerichts- 
vollzieher Aber die zweckentsprechende Art der Verwertung ent- 
scheiden solle. 

Sidiwierig ist die Frage eigentlich nur hinsichtlich der Kekta- 
papiere. Auch hier bilden die nicht fordeningsrechtlichen, die 
mitgliedsohafUichen Papiere die eine Gruppe. Sie haben haupt- 
sä^^ch Verkaufewert und sind jetzt anbedenldich zu §§ 808, 
821 zu rechnen, z. B. Rekta-Aktie und Kux.') Ihnen gegenüber 
steht die Gruppe der forderungsreohtlichen Rektapapiere, bei 
denen regelmäBig und zwar in noch höherem Maße als bei den 
Orderforderungspapieren (bes. Wechseln) ein Verkaufewert fehlt 
unter § 821 können die in Rede stehenden Papiere deshalb nicht 
gerechnet werden, weil die dort gewollte Art der Verwertung 
ihrem Charakter, der auf Erfüllung und Endigung der Forderung 



^mch toeton; äaboi leien Weohial und Orderfordeningapapiere lelbit, 
WMin na ein BUmkogiro h»beii, nkoh % 78S, 7S7 m behandeln, obwohl na 
ao lioh aooh Wertpapiere eeien. Wenn die Protokolle aullndiiche Weohiai 
tit Wer^qiiere mit BOnen- und Harktpreit und die in Blaoko ledierten 
Wecbiel dem g 722 nntentellen, lo widentreit« die« dem g 7S2. Kraft 
der beaondorea Regel in % 881 Z.-P.-O. kann eben ein Ordarfbrderoiiga- 
p^ier, Mlbat wenn ei im EinielbD lo geartet iat, dafl es leinen Wert im 
Verkanffwert bentit, nicht naoh g 821 verwertet werden. Eigenartig 
erledigt Bobinow die vorliegende Frage. Br will eine Verwertung der 
Orderforderongspapiere aowohl nmoh g 886 alt nach ( 891 lulaaeen, da die*a 
^^ere in dem Begriff , Wertpapiere" in § 821 togldeh mit enthalten eeien. 
Er leugnet demgemU eine prinripiella Untenobeidong der Papiere nacb 
ihrer Bigenart 

') VergL Jaoobi, 8. 12, der auch noch Bektaetaatapapier und die von 
üiffl lu den Bektap^neren geilhlte LebenfvernoherungapoUie hier erwihnt. 
Ferner Bmnner, S. 184 und Anm. 88, Oiarke, 8. 187, Anm. 84, Puohelt, n, 
B. B«8 in g 731 bU 724 (alter Z.-P.-O.). 
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gebt, widerapncht. Es geht nicht an, dieselben hieriiin zu ziehen, 
■weil der allgemeine Ausdruck „Wertpapiere" in § 831 die Hektar 
Wertpapiere mit umfaiBae, und nicht wie bei den Orderpapieren 
eine ausdrückliche Ausnahme im G«Betz vorgesehen sei. Da es 
sich um die Erklärung eines Gesetzwortes handelt, d&rf man hier 
vielmehr die Materialien des § 821 anziehen, und hier ist in 
der Kommission mit aller Schärfe zum Ausdruck gekommen, daß 
der Ausdruck „Wertpapiere" die hier behandelten Rektapapiere 
nicht mit umfaßt. Deshtüb und vor allem wegen der wider- 
sprechenden Eigenart der Papiere ist die Anwendung von § 821 
abzulehnen. Auch sie sind nach dem System des Gesetzes im 
Wesentlichen Forderungen und gemäß den Vorschriften über die 
Zwangsvollstreckung in Forderungen zu behandeln, natürlich mit 
der Modifikation, die sich aus der Verkörperung in einem Papiere 
ergibt, 1) 

>) Vei^L in demi«lben Sinne di« Anm. 8 siigefflhrta littentur, die 
auch die nicht mit Verkftofiwert TenebeDeD Bektapiere von % 831 aus- 
■ehUefit. Anderer Ueürong dmgegen Wilmowiki-Levy, II, 8. 10i7 ed § 723 
(alter Z.-P.-O.i und Qmnpp-Stein, die nur die iadowabelen Porderongipapiere 
dei S 881 von 3 821 aiuDehmen. Bbcnto loheinbu Bnuiner, 8. 140 ff. 
Aber siehe S. 1B4 Dod Anm. 88. Fflr die Annendang der |g 808, BSl Z.-F.-O. 
mat die farderungireohüioheo Rektapapiere irt neoerdingB die wAhrend de« 
Druck* dieier Arbeit er*cbieneDe Abhaudlanfr von Bob. Deomer „IKe Oeld- 
ToQitreoJnuiK in Wertpipiere" 1908 bei Veit und Comp, in Leipng er- 
•ohienen (uif die auch im übrigen, soweit angkngig, BAoknoht genommen 
werden soU. Deumer S. 17 leugnet, daS der Begriff . Wertpapiere" in 
a 806, 821 ein engerer als der sonit in der Littentur gebrSachliche lei. 
Sine Bolohe Beschrlnkung werde auoh durch g 881 nicht herrorgemfen. 
§ 881 wolle nur betreff« der FAndnng dieser Pmpiere, deren Verwertung 
nach einer ron § 822 abweichenden Art erfolge, snedrtlaklicfa konstatieren, 
imS de sich KUgemein nach § B08 voUriehe. Hierauf folgert er, daB % 821 
die lex genermlis sei, die allgemein Wertpapiere umfuie, loweit oicbt für 
Orderforderungspapiere dnrch lex specialis eine Ausnahme gemacht sei. Die 
Bektapapiere unterfielen demnach alle dem g 831 (Deumer 8. 45). Der 
Sinn des § 881 ist aber der, dafl ohne sein Yorbandensein man versucht 
sein kSnnte, die Order-Forderungen nach § S39 eu pftnden. 

Deumera fintaoheidung widerspricht also erstens der Systematik des 
aesaltes in Verbindung mit der zitierten Erkllxong der Kommission, iweitens 
dam wirtiohaftliohen Earakter der Bektaforderungspapiere. 

Der Ton Deumer 8. 49 vorgesohlagene Ausweg aber g 836 macht die 
Regel inr Ausnahme und die Ausnahme xnr Regel. 
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34 VordamiigiraolitilotM B^1«pap{ei«. 

Aber auch § 831 ist moht auf solche Rektapapiere anwead- 
bar. Das Oesets erwähnt hier Tielmebr nur Wechsel- und Order- 
forderungspapiere, i) 

Man erlcennt, daß eine ausdräcUiche Bestimmung über die 
Behandlung der (raglichen Papiere in unsorcm Gesetz durchaus 
fehlt. 

Da bleibt uns denn nichts &bng, als nach den allgemeinen 
Prinzipien der ZvangsvollBtreckong in Sachen und in Forderungen 
zu handeln. 

Von diesem Gesichtspunkt geht auch Cosack aus,*) wenn 
er in Ermangelung besonderer Bestimmungen eine einfache Pfän- 
dung der verbrieften Forderung nach § 829 Z.-P.-O. durch 
PfiLndungsbeachlufi des Gerichtes vorschlägt. Die Erlangung des 
Papiers soll dann nach stattgefnndener Tberweisimg aus § 836 
Abs. III Z.-P.-0. erfolgen. Dem ist zu entgegnen, daß eine 
solche Behandlung, die das Rektapapier einem gewöhnlichen 
Schuldschein gleichstellen würde, dem 'Wertpapieil:arakter de« 
P^dungBobjektea nicht genügend Rechnung trägt. Eine Ft&a- 
dung einer durch Wertpapier verbrieften Forderung, die sich 
nicht sogleich der Trägerurkunde bemächtigt, kann wegen der 
engen Verbindung von Recht und Papier nicht ausreichend sein. 
Da der Drittscfauldner dem zur Leistung verpflichtet ist, der 
durch die Urkunde als Gläubiger legitimiert ist, ist es schon zur 
Pfändung erforderlich, daß der Gewahrsam des Schuldners zu- 
gunsten des Gläubigers aufgehoben wird. Andernfalls könnte 
der Schuldner durch Zerstörung der Urkunde, trotz der Pfändung, 
die Verwertung vereiteln,") 

Es mufi daher eine Pßüidung analog § 831 als das vom 



>) Kbenio Petiohek, ]. Toi, & 50. Auch der lUktawaoliMl lUlt nioht 
onter 8 681. Dia ZiiMnui)enit«lliiiig mit anderen Filieren, die durch In- 
doMunent flbarln^n werden kOnnen, 1^ den Sohlni nehe, daS % 881 
nioht gilt, wenn die lodoiiienuig einei Weohaala durch negetire OrderUaoeel 
atuxeMhloNen ijt So B^binow S. 63, Deumer S. B6 Anm. 1 und 8. 48 Ha 
gegen B. Sohmidt S. 83i£ 

Fflr uniere Qaetaltnng der VoUatrsokimg bleibt die Frage ohne Belang. 

*) OoMok, bflrgerL Baoht, Bd. U, S. 882 und Anm. 10. 

■) So Brunner, 8. 184, Anm. 88. 
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LQoke det flewt««. 25 

Gesetz allgemein gewollte Verfahren erscheinen. Gb handelt sich 
stwar um die F^dusg eines Wertpapieres , dessen Haupteigen- 
Bchaft die forderungsrechtliclie iat; aber nach obigen Erwägungen 
mu£ die F&ndung gerade darauf Bedacht nehmen, das Papier 
fBr den GHäabiger in Besitz zu bekommen. Daneben ist eine 
Pfiüidong der Forderung nach § 829 voUstandig öbeiflössig, da 
die Wirkungen des gerichtlichen PßndungsbeBohluases mit der 
Fortnahme der TrSgemrkunde bereits eingetreten sind. 

Die Verwertung muß sich natOrlich dem Karakter der 
Urkunde, als zur Einziehung bestimmt, ansohHeBen. Der forderungs- 
mohtliche Karakter verlangt hier Anwendung des § 635. 

Es zeigt sich, da£ auf Grund dieser Erwägungen sich für 
diesen Teil der Rektapapiere eine gleiche Behandlung eigibt, wie 
sie (Ol Orderfordemngspapiere — und dieses sind ja auch die 
den hier behandelten Rektapapieren dorcbaua wirtschaftlich ent- 
sprechende Papiere — § 831 ausdrScklich vorschreibt.') Wenn 
§ 831 nur die Orderpapiere erwähnt, so iat dies eine Unklarheit 
des Gesetzes, das sich von der ziviUstischen Einteilung der 
Inhaber^, Order- und Rektapapiere trotz seines grundsätzlichen 
Standpunktes im Ausdruck nicht ganz frei gehalten hat. 

Als noch nicht behandelt bleiben jetzt die sog. sachenreoht- 
lichen Wertpapiere übrig. Sie gehören zur dritten Gruppe und 
onterfallen dem § 830 Z.-P.-0. Bei der Hypothek, auf die die 
GesetzesTorBchrift in erster Linie zugeschnitten ist, wird durch 
gerichtlichen BeBchlagnahmebeschlufi die durch Pfandrecht ge- 
sicherte Forderung selbst gepßlndet und eine Inbesitznahme der 
Urkunde als Annex dieses Rechtes, läuft akzidentell daneben her. 
Hier würde auch eine Pfändung durch Inbesitznahme des Hypo- 
thekenbriefes dem juristischen Karakter des Hypothekeninstitnts 
nicht entsprechen. Durch eine solche P^dung würde nur das 



*) Uns GleiohiteDnng rtinthaber Wer^apiers, dnrob die rane Gteld- 
fbrdemng oder ein obligatoriiofaar Anipmoh auf Leiatang oder Heranigabe 
kflrperiioher Sachen Tsrbrieft wird, behanptet Dltringe^HMiheDbarg, II, 
8. 873, ohne Bfiokaioht darmnf, ob da* Papier weiter ala Bektapapier, Order- 
oder ^khaber- oder nnTollkomnenei Inbaberp^iier jariitiaoh la qualifiiieren 
ist. Immer loien in dieien PUen Kxekaüonsobjekto die Forderungen nad 
aioht die betreffenden ürknuden. 
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26 SftchtarMlitlichfl Tar^wpien. 

in dem Briefe in erster Linie verkörperte Pfandrecht, nicht aber 
die daneben begründete Forderung gepßlndet sein. Da ea aber 
eine FHlndung des Pfandrechts allein ohne Pfändung der zuge- 
hörigen Forderung gar nicht gibt, so muß in erster Reihe Pfän- 
dung der Forderung erfolgen. Die Inbesitznahme des Papiers 
kommt daher hier erst in zweiter Linie. Wenn diese Regel ent- . 
sprechend för eine Grundschnld gilt, so folgt dies aus der großen 
wirtschaftlichen Verwandtschaft dieser Institute. Tatsächlich ist 
ein solches Recht auf eine Leistung aus einem GrrundBtücke 
etwas der Forderung wirtschaftlich so ähnliches, daß diese Art 
der Pfändung nach Art der P^dung von Forderungen als 
nicht unsachgemäß erscheint. Daß freilich der Sachkarakter des 
Papiers, das doch hier das Recht in seinem vollen Umfange 
.verkörpert, anders wie bei dem ersten Teil der Wertpapiere 
hinter dem vertretenen Recht zurücktritt, erklärt sich nur aus 
der oben angedeuteten Verwandtschaft von Hypothek und Grund- 
schuld. 
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§4. Erste Form: Pfändung durch Inbesitznahme 
der Urkunde, Verwertung durch Versteigerung. 

Betrachten wir duh zunächst das Verfahren, wie es Rir die 
erste Gruppe, für alle Infaaberpapierc — ausgenommen nur ge- 
wisse ürtundeu (Reich skasaen sehe io o , Batiknoteu), deren ab- 
weichende Behandlung später erörtert werden soll — femer für solche 
Orderpapiere und Rektapapiere gilt, die nicht Forderuugapapiere 
sind, sondern ihren Wert in der Übertragbarkeit besitzen, bes. Order- 
AJrtie, R«ichBbankanteilschein (8. 21), Bekta-Aktie, Kux (S. 32). 

Das ZwangsTollatreckungsverfahren, für das die gesetzlichen 
Bestimmungen in den §§ 808 ff. bis 827 Z.-P.-O. zu finden sind, 
beginnt mit der Pfändung der Papiere. 

Der Gang der Pfändung ist im einzelnen folgender: Der 
Gläubiger übergibt nach § 754 Z.-P.-O. die Tollstreckbare Aus- 
fertigung seines l^tels dem Gerichtsvollzieher und beauftragt 
diesen mit der ZwangSToUstreckung. Dieser pfändet dann die 
Papiere, indem er die Urkunden in Bi>in<'n Besitz nimmt (§ SOS, 1). 
Und zwar muB nach § 808, 11, die Besitznahme sich als Fort- 
nähme des Wertpapierea aus dem Gewahrsam des Schuldners 
darstellen. Damit ist dann die eigentliche P^dung, d. i. die 
Beschlagnahme des Wertpapieres für den Gläubiger beendet. 
Nur instruktionel) bestimmt Abs. 3, daß der Gerichtsvollzieher den 
Schuldner von der erfolgten Pßkndung in Kenntnis setzen solle. 

Eine Besonderheit findet statt, wenn das Wertpapier sich 
nicht im Gewahrsam des Schuldners, sondern eines Dritten be- 
findet. Ist der Dritte zur Herausgabe bereit, so muß einfach der 
Gerichtsvollzieher wie vorhin die Urkunde fortnehmen (§ 809). 
Andernfalls muß nach § 829 fr. 847 der Anspruch des Schuldners 
gegen diesen Dritten auf Herausgabe dos Papiers gepfändet und 
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28 PftndnnK niul Verwartung bei Veitpa^aren in «. S. 

(hier immer nur zur Einziehtmii;, § B49) überwiesen werden. Dann 
ist die Urkunde erst mit der Herausgabe an den beauftragten Qe- 
richts Vollzieher gep^det und so die BasiB des weiteren Ver- 
wertongsverfahrens geBchaffcn. 

Soweit gehört alles dem erste» Teil der ZwangsTollstreckang 
an. Der Gläubiger hat jetzt ao dem Wertps^ier des Sohuldnen 
«in Ffandreoht erworben {§ 804 Z.-P.-O.), das in seinen Wirkungen 
gegen konkurrierende Gläubiger nach Absatz 2 einem durch Yw- 
trag erworbenen Faustp&ndreoht entaprioht Wie bei diescoD 
(§ 1296 B. G.-B.) erstreckt dasselbe sich auf etwaige Zini- 
Bcheine nur dann, wenn auch sie — in eDtsprechendar Lesong 
des angeführten Paragraphen — von dem GericbtsroUzieher mit 
in Besitz gekommen sind.') Ebenso umfaßt bei mitgUedscitaft- 
lichen Papieren das Pfandrecht nicht die nicht vom Gerichts- 
ToUüieher in Besitz genommenen DiTidendenscheine.*) 

Aber durcsh dieses P^dungspf&ndredit ist nur das Bedürfiiii 
des Gläubigers nach Sicherung — wie sie z. B. das Ziel eUiea 
Arrestes wäre — gehoben. Zur Befriedigung hat das Geseti 
dem Gläubiger ein ferneres Mittel, das Verwertungsreoht (jus 
distrahendi) an die Hand gegeben. 

Die Vorschriften über Verwertung der gepfändeten Papiere 
finden sich § 821 ff. Z.-P.-O. § 1293 und somit § 1233 B. G.-B. sind 
trotz der Gleichstellung des PfSndungspfandrechts mit dem durch 
Vertrag entstandenen Pfandrecht in § 804 Z.-P.-0. nicht anwend- 
bar. Denn die Regeln des bürgerlichen Giesetzbnches konunem 
hier nur soweit zur Anwendung, als sich iu der ZivilproseB- 
Ordnong keine entsprechenden Vorschriften finden. Und für die 
Verwertung hat nun die Zivilprozeß-Ordnung solche Vorschriften 
gerade getroffen. Verwertung nach § 1294 ist auÜerdem auch des- 
halb abzulehnen, weil hier zwischen Pßlndung und regelentsprechen- 
der Verwertungsm&glichkeit ein Zwischenstadium nicht bleibt. 

§ 821 Z.-P.-O. bestimmt: hat das gepßlndete Wertpapier 
in dem engeren, oben festgestellten Sinne einen Börsen- oder 



*) Dar Saka 2 dea § 1296 iit gegenstaadiloi , da die VorMUHtningw 
du i 1328, II, ichoD Vorwusetcimg der Ffftndniig flberhsopt eind. 
>) VargL Lehmann, du Beohi der Akt-Oa«., S. 64. 
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WarttM^nere mit Ibrkt- nnd BOrunprmi. 29 

Marktpreis, so ist es toq dem GeriohtsTollzieher aus freier Hand 
zxim Tageakorse zu verkaufen. 

Marktpreis ist der auf Gnrnd der bestehenden {Ertlichen 
EinrichtungeD von zuständiger Seite (nach Maßgabe der Markt- 
ordnung) festgestellte mittlere Preia. Bestehen aolche Einrieb* 
tnngen nioht, so können auch private Ermittelungen genägen, 
-wenn sie durch ihre Zuverlässigkeit ein eolcbea Ansehen erlangt 
haben, da£ man sie als ÖrtUchc Einrichtung betrachtet. 

Der Börsenpreis ist eine L'nterart des Maj^tpreises. Er ist 
daher zuBächat der nach Maßgabe der Börsenordnung durch den 
BOraenTorstand regelmftSig unter Zuziehung der Euramäkler, mit- 
unter auch unter Mitwirkung der Vertreter anderer Berufszveige, 
amtlich featgestellte Preis, welcher für an der Börse gehandelte 
Waren und Wertpapiere ermittelt ist, und för welchen ausBcblieB- 
licb die wirkliche Grescbäftslage an der Börse maßgebend sein 
eoU.>) 

Petersen*) bemerkt noch im einzelnen zu der Frage, ob der 
Sörsen- oder Marktpreis gerade an dem Orte, wo die Pfändung 
gesdiehen ist (Z.-P.-O, § 816), bestehen muß: es genüge nicht> 
-wenn der Ort soweit liege, daß eine Übersendung der Urkunde 
dahin zu kostspielig wäre. Der Gerichtsvollzieher kann zur Ver- 
mittelung des freihändigen Kaufs nach seinem Ermessen die 
Tätigkeit eines Maklers oder Bankiers in Anspruch nehmen. Der 
Tageskurs wird im einzelnen Fall durch Kurszettel oder durch 
das Zeugnis eines zuverlässigen Maklers oder Bankiers fest- 
gestellt. 

Zu dieser Form der Verwertung ist endlich noch zu be- 
merken, daß auch hier die Frist des § 816, I, von einer Woche 
beibehalten werden muß, da eie dem Schuldner eine Einlösungs- 
möglichkeit bieten soll. 



1) So Dfiringer-Hacbenburg, III, S. 12 nnd S. 831 : Einen BOneDpreii 
hat du Wertpipier nicht nnr dum, wenn ei an der Bflrae amtlioh notiert 
iat, ■ondera eohoa duin, wenn sich ein Preia mn der BOne infolge de* 
ZnsammentreffeD* nnd ZuMmmenwirkcDi der BOrtenbeeacher büdet. 

*} PeterMn, II, S. 486 la S S21. 

«) VeigL Kleinfeller, Z.-P.-O., 8. «41. 
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30 Ter«teig«rang der Wertpapiero. 

JedenfaJlB kann beim freihändigen Verkauf auch der Gläubiger 
kaufen.*) 

Soweit diese erleichterte Art der Verwertung nicht Platz 
greifen kann, Gndet eine regelrechte Versteigerung des Papieres 
gemäß §§ 614, 616—819 statt. 

Dieselbe erfolgt regelmäßig erst nach Ablauf einer Woche 
seit der P^dung und in der Gemeinde, in der die Pfftndung 
erfolgt ist, § 616, 1 und 2. Zeit und Ort sind nach .Abs. 3 
Torher öfEentlich bekannt zu geben. Gemäß Abs. 4 können auch 
Pfandgläubiger und Eigentümer mitbieten. 

§ 617 enthält nähere Bestimmongen über den Zuschlag. 
Demselben soll ein dreimaliges Aufrufen vorausgehen, Abs. 1. 

I!r erfolgt nur gegen Barzahlung des Steiggebotea. Bei 
nicht erfolgter Abnahme gegen Baizahlung kommt es zu einer 
zweit«u Versteigerung. Auch sie geschieht niir zu Bechntmg 
des Schuldners. Der frühere Meistbietende bat keinen Anspruch 
auf den Mehrerlös. Er haftet jedoch, wenn jetzt ein Ausfall 
herauskommt. Befreit von der Barzahlung ist regelmäßig der 
Gläubiger, ^B ihm der Zuschlag erteilt wurde (Abs. 4). Shr 
gilt statt dessen in Höhe des Steiggebotes fiir seine Forderung 
als befriedigt. 

§ 818 läßt die Versteigerung einetellen, falls Kosten und 
Forderung des betreibenden Gläubigers gedet^ sind. (Paralell- 
bestimmang zu § 60^. 

§ 819 spricht von der Wirkung der Versteigerung. Der 
Gerichtsvollzieher nimmt als Vertreter des Gläubigers den Erlös 
regelmäßig mit für den Schuldner liberierender Wirkung an. 

Über die Wirkung der Versteigerung und dea Zuschlags für 
den dritten Erwerber hat die Zivilprozeßordnung keine Bestim- 
mungen. Es kommen demgemäß nach der Verweisung in § 804, 
Abs. a, Satz 1 die Begebi des B. G.-B., § 935, U., sowie be- 
sonders § 1243, sowie bei gutem Glauben des Erwerbers sogar 



*) So T. BUow, 8. 628 ra 8 723 (alter Z.-P.-O.), Vifanoiraki - Lerr, 
8. 1M7 ni 9 783. Andsn Straokmaaa-Kooli, IL, B. 338 m | 881 uu 
S 181 B. a.-B. 



3y Google 



Auf den Namen SMtellte Wertpapiere. 



eventuell § 1344 zur Änwendniig, wobei man allerdings wegen 
der Verweisung auf § 1236 Z.-P.-O, § 821 und wegen der Er- 
fordenuBEe der rechtmäßigen Veräufierung (§ 1243) statt § 1330, 
Satz 2, 1235, 1237, Satz 1, — § 808, 821, 816, ffl. Z.-P.-O. 
Bu setzen hat § 1333, II., sowie 1228, Abs. 3 bleiben als Ei> 
fordeniisse der Pfändung an sich hier außer Betracht. 

Den Bestimmungen über den Rechtserwerb durch den An- 
steigerer entspricht auf der anderen Seite Z.-P.-O. § 806, der 
einen RegreBanspruch -des Erwerbers sowohl wegen Mängeln der 
Sache als Mängeln im Recht ausschlieSt. 

Zu der bisher geschilderten regelmäßigen Art der Verwertung 
kann noch ein Weiteres hinzutreten. Lautete das verwertete 
Papier auf Namen, so kann das Vollstreckungsgericht d. h. nach 
§ 764, n. das Amtsgericht, in dessen Bezirk das Vollstreckungs- 
verfahren stattgefunden hat, den Gerichtsvollzieher ermächtigen, 
eine Umschreibung des Papiers auf den Kainen des Käufers zu 
bewirken, [§ 832 Z.-P.-O.]^ 

Der § 823 ist von der Reichstagskommission von 1876 ent- 
sprechend dem § 833 aufgenommen, hauptsächlich um filr die 
von vorneherein auf Namen gestellten (im Gregensatz zu den außer 
Kurs gesetzten) Wertpapieren die erforderlichen Bestimmungen 
behufs AuBföhnmg der Verwertung zu treffen. Die ümschreibong 
auf den Namen des Käufers ist ein Teil der Erfällnng des nach 
§ 831 (freihändig oder auf Grund einer Versteigerung) abge- 
schlossenen Kaufgeschäfts. Eben deshalb wird trotz der Fassung 



*) Bei den Uetber geh&rigen Otdtrp^ieren irird der OetiobtaroUsidMi- 
«nnliohtigt, die Papiere «n den Erwerber m indoMieren. So SohOofeld, 
8. SSO an § 67 d. Oeioh. A., Rieh. Schmidt, a 696 tF., Straoknuim-Kooh IL, 
8. 387 EU t 881., 2. Ebenso Hnber, S. 189 aa S 899, wo beaonden auf 
t 832 Ende verwieien wird, nach dem der Oeriohtivolkielier ennlohtigt 
werden kann, die cor Umaobreibung erforderlichen SSrU&ningea an Stelle 
Aot Sohnldnen abnigeben. Falli aom Übergang der verbrieften Milglied- 
aobaftereofate noch Süntragang in ein Stammbaob der Oeaelliohaft gebtM, 
iat anoü dieee Umiohreibung vom GenobtaToUeieher an erwirken. Siehe 
Gaopp-Stein IL, S. 566 an % 833 für ümaobreibung im Aküenbnch ond 
9t«Dmbach der Beidubank (bei Beichibankanteiliahainea). Pnohelt IL, 
8. 666 an 6 731—734 (alter) Z.-P^. 
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„Kum" eio dabin flehender Antrag vom VoUstrecko&gsgericht 
nicht beliebig abgelehnt Verden können.') 

Eine EIrwähnnng der dem Gerichtsvollzieher erteilten Er- 
mftobtigang dea Vollstreckongsgerichts in der UmHchreibnng ist 
nicht nStJg, aber im Interesse des Käofers «ünschenswert*) 

Der Gerichtsvollzieher ist in der ümstdireibung geietxlioher 
Vertreter des Schuldners.*) 

Ein Ähnliches sieht endlich § 823 fnr die Papiere vor, die 
nTSprÖDgUcb auf Inhaber lauteten und erst später vinkuliert sind.') 

Sind Inhaberp^iere durch Einschreibung des Xamens oder 
anderweitig außer Kurs gesetzt, so kann, bevor dieselben nadi 
der gewöhnUchen Art (§ 821) verwertet werden, der Gerichts- 
vollzieher zur Inkarssetzimg ermächtigt werden. Doch ist diese 
Anordnung eine bloße Zweckmäfiigkeitsmafiregel behufs leichterer 
Verwertbarkeit des Papiers.*) 

Statt „ist ein Inhaberpapier auf den Namen umgeschrieben 
(auSer Kurs gesetzt)" bat die Beichstagskommission die heutige 
Fassung gewählt, um zu vermeiden, als seien die Ausdrücke 
gleichbedeutend. Es ist ersteres vielmehr eine besondere s9d- 
deutsche Art der AuBerkurssetzung. 

Eine Aufierknrssetzung flndet nach E.-G. B. G.-B., Art 167 
nicht mehr statt und eine vor 1. Januar 1900 erfolgte verliert 
ihre 'Wirining.*') Anweudungs^e können sich trotzdem ei^ben 



1) StraoktuiiD-Koch II.. S. 226 lu « 829, Anm. 1. BbflDM tod Bfllow, 
8. (129 sa S 728 (kiter) Z.'P.-0.: dM .kann" toll Dur heiBan, ämS dar Oliabigar 
die UnuchraibuDg Mioh obna den GeriehUroUnelier erwirkeo kann. DaagL 
Qaupp-Staia II., a 666 au g 823 und Deomer a. a. 0. S. 54. 

*) VentL TOQ Bdlow, S. B29 cu t 728 [alter) Z.-P.-O. 

') Fnohelt n., S. 668 an § 731 bu 724 (alter) Z.-P.-0., Aiub. fi. 

*) Hnber, 8. 189 ff. 

') Im Reioltat ebeuo Denmer 8. 58 a. a. 0., d«r aber die aoSer 
Enr« gesetxtea Inhaberpapiere all Rektapipiere Mideht. Die anSer Kun- 
eebnng laflt jedoch dem Papier Baioen Inbaberpapierkarakter und verfBgl 
ledigUoh eine Sperre hindohtlieli leiner Übertragbarkeit. 

*) Für Inhaberaktien gilt E.-Q. H.-O.-B., Art. 36. Ver^ StmokmanuT 
Koch Z.-P.-0., II., 8. 326 an a 838. 
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anß E.-G. B. G.-B. Art. 101, 102 nach landesgesetelichen Vor- 
ichrifteD.i) 

Fdt die auf Inhaber lautende Schtüdverechreibang ist im 
B. G.-B. § 806 nur Umschreibung auf den Namen eines beetimmten 
beieohügten voi^esehen und zwar durch den hierzu nicht veri 
pflichteten AuBsteller. Dann wird dieselbe zum Rektapapier und 
daher hängt es von ihrer inneren Gestaltung als mit^Uedschafir 
lidieB' oder Forderungs-Fapier ab, ob sie gemäß den allgemeinen 
GnudefttKen unter §§ 831, 833 oder § 835 fällt*) 

Soweit beschrieben geht die regelmäßige Art der Verwertung. 
Hervorzuheben ist, daß nur in den letztgenannten beiden Fällen 
ein Eingreifen des Gerichts n5üg ist. Dem allen gegenüber bietet 
ganz allgemein § 836 ein Mittel, zu einer außerordentlichen Form 
der Verwertung zu gelangen. Auf Antrag des Gläubigers oder 
Schuldners kann das Vollstreckungsgericht eine abweichende Be< 
handlang anordnen, ohne in seinem Ermessen fiber die zweck- 
mäßigste Art der Verwertung irgendwie gesetzlich gebunden 
zu sein. 

Die weiteren Paragraphen dieses Abschnittes handeln von 
dem Zusammentreffen mehrerer Gläubiger. 

§ 826 behandelt den Fall, daß, nachdem Gegenstände eines 
Schuldners ffir einen Gläubiger bereite gepfändet sind, ein Gläubiger 
des nämlichen Schuldners Zwangsvollstreckung in die nämlichen 
Gegenstände betreiben will. Die Pfändung vollzieht sich hier 
im "Wege der sogenannten Anschlußp^dung, indem der zuzweit 
beauftragte Gerichtsvollzieher in das Protokoll (§ 762 Z.-P.-0.) 
die Erklärung aufiiimmt, daß er das Wertpapier f5r seinen Auf- 
traggeber pfönde. 

Ist die erste Pfändung durch einen andern Gerichtsvollzieher 
bewirkt, so wird diesem eine Abschrift des Protokolls zugestellt. 

Auch der Schuldner ist wenigstens formlos von jeder weitereu 
P^duug in Kenntnis zu setzen. (Absatz 3.) 



'} Siehe StTuokmuiD-Eoch II., S. 226 eu § 8SS, Anm. 1. 

*) Tai^ Stmokm&un-Eooh a. ». 0. PBr die Anwendong tod § 82B, 
Nenkunp, S. 70^ m 9 8SB. Senffert, S. 4B4 an § 828 und Qsapp - Stein. 
Bitter, S. 166, ebanio fOr uiSer Kim gMttmte aaal&ndiiche InlubeTpapiere. 

Sohinldl'i FonohnDgan nua ZlTllpTo»Inaht m. t 
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34 PfKndung van StHtaobliKkttonen, NamcDulrtien. 

Nach § 837 ^eht nun das Recht zu allec weiterhin erforder- 
lichen Verrichtuiig(3D regelmäßig kraft Gesetzes auf den ent be- 
beteiligtfln Gerichtsvollzieher über. Er z. B. hat die Versteigerung 
fQr die sftmtlichea Gläubiger zu beArirken, § 827, Abs. 1, Sats 2. 

Ober den Erlös kann es, wenn derselbe zur Deckung aller 
Forderungen nicht ausreicht, eine Einigung der. konkurrierendoD 
Gläubiger aber nicht erzielt wird, zu einem gerichtlichen Ve^ 
teilungaverfahren kommen. Der Gerichtsvollzieher zeigt die Sach- 
lage unter Hinterlegung des Erlöses dem Vollatreckungsgericht 
an und dieses bewirkt dann das Verfahren nach den Vorschriften 
§ 872 £F. Z.-P.-O.') 

Ehe wir zu der Zwangsvollstreckung in die zweite Gruppe 
der Wertpapiere fortschreiten, bedürfen noch einige Einzelheiten 
der Erwähnung. 

Falls die Staatsobligationeo in das Keichs- bezw. Staats- 
sohuldbuch umgeschrieben sind, findet Tollstreckoug nach Art 
der Vollstreckung in gewöhnliche Forderungen statt. (§ 638 ff. 
Z.-P.-O.) Der Drittschuldner ist der Fiskus, vertreten durch die 
Beichs- bezw. Staatsschuldenverwaltung.*) 

Besondere Frage ist, ob' eine Aktien-Geseilschaft ihre eignen 
Aktien als Vollstreckungsobjekt verwerten und pßlnden darf. 
Bejaht wird dies mit Becht von Lehmann') gegen Oosack.*) 
Die G«8ellschaft bekommt ja die Aktien in diesem Fall nicht in 
ihren Besitz, sondern sie werden ledi^ch durch den Gerichts- 
vollzieher versteigert. 

Der Verwertung auf Namen lautender Aktien bietet sich ein 
besonderes Hindernis, falls solche vinkuliert, d. h. nur mit Zu- 
stimmung der Gesellschaft übertragbar sind. (H.-G.-B. § 233 
Abs. 4.)») 



') Die letiten Regeln treffen «ich dum ca, wenn die PAndoDg fit 
die melureren GUabiger gleiohieitig bewirbt iet. 

*) Ver^ WihnowJd-LeTy XL, 8. 1067 «a § 780 («Iter) Z.-P.^. 

■) Lehnunn, das Beoht der Aktaeogee., 8. 76. 

*) OoHwk, Hand. Beoht, 8. fiSO CH.-G.-B. % 336). 

■) Nftoh Pnobelt IL, 8. 568 lu S 721—734, Anm. 5 hat »uoh dim 
jSaetimmung der OeriohtaTolliieher an erwirken. Wird dieselbe renagt, h 



3y Google 



PfknduDg der Eiixe. 36 



BeBondere geartet ist auch die Stellung des Kuxgcheines. Für 
die ZwangsTollstreckung in neue Kuxe gilt der § 109 des Ges. vom 
24. Juni 1866, welcher lautet: „Die Exekution in den Anteil 
eines Oewerken wird durch Äbp&ndung seines Kuxscheinea und 
Verkauf desselben im Wege der MobiliatzwangsYereteigenmg voll- 
streckt. " Das Bedenken, ob dies, trotz der Aufhebung des A.-L.-R. 
1. 2., § 3, der allerdings den Begriff der Sache nicht auf körper- 
liche Gegenstände beschränkte, heute noch bei Einfahrung des 
Bäi^erlichen Gesetzbuches geltend ist, erledigt sich durch Art. 67 
S.-G. B. G.-B., wonach die zum Bergrecht gehörigen Bestim- 
mungen vorbehalten sind.') Es ist demnach zu entscheiden, daß 
der moderne preußische Kux ebenso wie die anderen Mitglied- 
schaftspapiere verwertet wird.*)*) 

Sicher ist für die Anwendbarkeit der bisher erörterten Regeln 
nicht erfordert, daß das Inhaber-Papier auf Geld laute. ^) 



üt eine Yerwertang uumOgHoli (Wilmowald-LeTj II., S. 1047 lu $ 723). 
Docb kftiui in Bolobem Falle nach § 857, 8 Z.-F.-O. Pfindimg in soweit 
■Uttfinden, all die Aoiflbung dei Beobtea einem andern flberlaneo werden 
kann. Kleinfeller Z.-P.-O., S. 649, Gsupp-Stein m 9 859, S. 644 empfiehlt 
in eololiem ^lle Pftndnng der Dividende naneprflche. Vor Eintragung der 
AktiengeielUohaft iit dai Anteilerecht überhaupt unpl&ndbar. Derselbe a, a. 0. 

') EntBoh. d. Beichiger. III. Senat, XX., 8. 865 vom 1. 11. 1887. 

*) So auch Stniokmann-Eoch Z.-P.-O. IL, S. 269 au § 857. Senffert, 
8. 643 EU § 866. Neukamp, 8. 828 in § 8Ö7 irill dagegen YoUttreokang 
nur naoh % 867, 1. Altkuze nnterliegen nach SenfTert a. a. 0. der Zwanga- 
vollstreckong in du unbewegliche Vermögen naoh lAndearecht. 

*) Nioht ala Wertpapier kommt regelmftSig lur ZwangivoUstreokong 
der Anteil an einer Qee. mit. beaohr. Haftung. Die ZwaDgarolJetreokung 
gegohiebt vielmehr naoh Senffert a. a. 0. nach S 829 Z.-F.-O. Qanpp-Stein 
SU i 859, 6. 644 will den Anteil als solchen pfitoden und dann naoh § 857 
verwerten. Ebenso Nenkamp, 8. 828 zu % 867. 

*) 8truakmann-Xoch U., 8. 228 lu § 821, Anm. 1. Falkmann, 8. 216 a. B. 
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§ 5. Zweite Form: Pf&ndung durch Besitznahme 

dcrUrkunde, Verwerfungauf Grund gerichtlichen 

Überweisungabcschlusses. 

"Wir wenden uns jetzt der zweiten Gruppe der Wertpapiere 
za, den Urkunden, die weniger einen Yerkaufswert besitzen, &la 
daB sie auf Erfüllung der in ihnen verbrieften Fordem&g ab- 
zieleii. Und zwar werden wir zuerst die in § 831 ausdrücklich 
geregelten Orderpapiere behandeln, wobei wir noch des Wechsels, 
als des wichtigsten hierher gehörigen Papieres besonders Er- 
wähnung tun müsBeD. 

Die Pfändung einer durch ein derartiges Orderpapier ver- 
brieften Forderung vollzieht sich nach der Vorschrift des § 831 
Z.-P.-O. durch ein^he Wegnahme der Urkuude durch den 
Gerichtsvollzieher. Es bedarf nicht'), wie für gewöhnliche Geld- 
forderungen eines Pßlndungsbeschlusscs des Vollstreckungsgerichtes 
mit seinem Zahluugsverbot an den Drittschuldner und dem Gebot 
an den Schuldner, sich jeder Verfügung über die fraghche 
Forderung zu enthalten, § 829 Z.-P.-O. 

Die Wegnahme des Papiers genügt beim Präsentationspapicr, 
um dem VoUatrectungsBchuldner eine Verfügung über die ge- 
pfändete Forderung unmöglich zu machen, während andererseits 
das VerfügimgBverbot gegenüber dem ordnungsmäßig legitimierifio 
Inhaber nicht genügt.*) 

Der Verlauf der Pßlndung ist also folgender: 

>) Anden Plank Z.-P.-O., I., S. 141 not. 50. 

^ Terftl- Paohelt H., S. 681 ro S 782 (alter) Z.-P.-O. und ebenso Ar 
den Weohiel besonders: Beichsger. 86 Bd., 8. 876 (ISM). DeigL Deiin«r 
S. ei ff. 
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Der OerichtSTollzieher pßUidet die in der Urkunde verlcörperte 
Pordening, indem er das Papier in Besitz nimmt. Ss ist das 
Reiche Verfahren, wie es § 808, 1 für körperliche bewegliche 
Sachen vorschreibt, und trotzdem § 831 nicht expressis verbis, 
TTohl aber in seinem gleichen Wortlaut auf § 608 verweist, so 
wird gemäß § 808, 3 die Besitznahme sich als Wegnahme des 
Wertpapteres darstellen müssen. 

Die inneren Gründe sind die gleichen, die zur auBdräcklichen 
Regfilimg in § 608 geführt haben. Die Vorschrift des § 808, 8 
ist auf die in Frage kommenden Urkunden so anzuwenden, wie 
venn sie zn den „Wertpapieren", nicht wie wenn sie zu den 
„anderen Sachen" gehörten.^) 

Damit ist die eigentUche Pfändung, d. h. Beschlagnahme der 
Forderung IQr den Gläubiger beendet. 

Anders wie bei der Frivatverpßlndnng von Orderpapieren 
bedarf es zur zwangsweisen Pfändung nioht noch einer Indos- 
aierung an den Pfaudgläuhiger.*) 

Wenn § 634 bestimmt, daß vor der Pfändung der Schuldner 
über das F^dungsgesuch nicht zu hören sei, so erledigt sich 
das für den vorliegenden Fall dadurch, daß hier ein der Pßlndung 
vorgehendes Gesuch an das Vollstreckungegericht gar nicht vor- 
liegt. Der Gläubiger tritt sofort dorn Gerichtsvollzieher gegen- 
über, und erst nach der Pfändung hat hier gemäB § 808, III. der 
Gerichtsvollzieher den Schuldner von der geschehenen P^dung 
in Kenntnis zu setzen.') Soweit ist der regelmäSige Gang der 

*) VergL Zeitachrift fBr VoUrtreokungireaht XIII. Jahrg., No. 7. 

*) Über dMM Fordemii für die PriratverpAiidiiiig mu fi. G.-B i 1892 
Terf^ Dembiug b. R m., 8. 827, EndemuiD b. B. IL, 1., S. 676, EdM' 
etnu-LehmaiiD, b. B. IL, a 878, gegen CowMik, bflrg. Reoht 8. 877, der 
die lodoMieraiig niobt fOr nOtig hüt Siehe snob 8. B77, Anm. 8. Fllr die 
ZM^roseSordimiig ist jedenblls doroh den WortUat das t 881 k enttoMeden, 
daB ladoetiMimg aar FflUidimg niobt aStig iit. 

■) FrMÜDh iit diese Form der Benaohriobtigiiiig des Soholdner« nkibt 
Dnbeatritten. 'Wm der Text Bronaer, S. 103, der einboh Pftndaog naoh 
I 718 Z •P.-O. («too mit BiDMhfaiS de* Abe. DI) vonohreibt Deeg). Seditet, 
H, S. 608 m I 881. AudrOokli^ Ar die Anwendbarirait tou g 808, XU, 
Witmcnnki-IieT7, 11, 8. lOBl ra § 783 (alter) Z.-F.-0., Anm. Andere be- 
ilreiteD jedook die Anwendbarkeit dieser Bestimmiing. 80 von BtUow, 
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I%ndiing behandelt worden, wenn dos Papier in der Hand det 
Schuldners sich befindet. 

Eb kann aber vorkommen, daS das auf den Schuldner in- 
doBBierte Papier') sich nicht in Heioem Oewahream befindet. 

Die Urkunde kann sich zu^lig schon in der Hand des 
pfändenden Gt&ubigerB befinden. Dann genügt ee keiueBwegs, 
daß jener dieselbe behalte. Damit das Wann und Ob der 
F&ndimg ofienbar werde, muß die Urkunde aus seinem Gewahr- 
Bam durch den GerichtsTollzieher weggenommen werden.*) 

Falls sich die Urkunde in dem Gewahrsam eines Dritten 
befindet, gilt § 809 Z.-P.-O., falls dieser zur Herausgabe bereit 
ist. Sonst § 829 mit § 847; (siehe oben).^) 

Die Pßlndung unterbleibt als unmöglich, wenn eine Besitx- 
ergreifiuig nicht erfolgen kann.*} 

Zu den bisher erörterten Grundsätzen stimmen auch die 
instruktionellen Bestimmungen der Preußischen Gescbäftsan- 



Z.-P.-0., 8. 586 KU § 783 (alter) Z.-P.-ü. Mii^t zur Anwendung komm« 
S 719, ni. Dagegen «ei der SirlaB einea richterlichen ÜDtenagnngrrerbotea 
KD den Bzeqaenden (§ 760, Absatz 1, 8$Xx 2) hierduroh nicht atugeachlowen. 
Eb«nao Stmokmann-KDah, der die Erlagnmg de« ünt^vagiingaTerbotM, da», 
wie die Hotire bervoriieben, nicht au^eschlouen aei, empfiehlt an Stell« 
der nicht TOi^ceaohriebenen Anwendung dei § 806, III. Fetenen, II, S. 507 
EU g 881 für dM Oebot oder Mitteilung nuh § 808, lU; Boinke, S. 759. 
Dagegen erkikrt die neue Auflage von Qaupp-Stein den PftodungsbeMhlnS 
»b Smtz der ErkUtnmg nach § 806, III, fSr nntnltsag (8. 50B lU § 881, 
Anm. 1). Satenso Senffert, 8. 508 zu g 881. Nach preuBiaohem Recht iit 
jedenfalla durch Geach. Anw. S 79 Abs. 8 die Benachrichtigung dei 8elinldnen 
»nadrAcklich Torgeaohrieben, wie sie denn auch sachlich sngemetaen enoheint 

'} Nur dann ist ja tlberhaiq>t der Schuldner als Glanbiger der zu 
pfftodanden Forderung snzuidieii. Dfliingei^Hachenbiirg, II, 8. 877. 

*) Vergl, Stmcknumn-Koob, Z.-P.-O., U, 8. 286 zu ft BSl und O.-L.-O. 
OOId a./B. in Arohir für Ziril- und Kriminnlrecht der Kieinprorinc, Bd. 38, 
8. Heft, S. 184. Fetenen, n, 8. 507 ni § 881. 

>) Fetenen, n, 8. 507 eu g 881. Bbenao Betchlnfi dei Reichsgericht* 
in Zirü-Saohen vom 19. Okt 1804 in Zeitschrift fflr Volbtrecknngareoht, 
0. Jahrg., Nr. 11/13. 

'} Ter{^. OKupp-Stein, II, 8. 589 eu § 881. Oanc eigen dar BoMblui 
det Kg^ L.-G. ZiT. E. B, Beriin, rom 8. Pebroar 1889. Hi«r wird, um die 
Ünml^iotakeit der Fflndnng bei rerlorenen oder im Besitze Dritter befiod- 
Uohen Wechseln zu heben, ein VerbhrenimodDa nach § 780 (alte) Z.-P.-O- 
all mOgjiah erUlrt. g 789 habe nur den Zweck, StA die Ffibidongs- 
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Weisung für Gerichtsvollzieher vom JaJire 1900 (JuBtiz-Ministerial- 
Blatt S. 345) in Betreff der PßLndung von Orderpapieren, i) 

Nachdem jetzt der Gläubiger das Pfandrecht an der Fordenmg 
erworben hat (§ 804 Z.-P.-0.), schreitet das Verfahren weiter in 
der Verwertung dieses Pfandes. 

Qier darf nun ebenfalls nicht aus der „Gleichstellung des 
Pßbtdnngspöuidrechtes mit dem durch Vertrag entstandeneu 
Pfandrecht" in § 804 gefolgert werden, daß »ur Verwertung der 
gepfändeten Forderung dem Gläubiger die Wege des B. G.-B. 
m Gebote stünden. Es ist nicht so, daB nach g 1983 B. G.-B. 
zur Einziehung der Forderung schlechthin^) berechtigt sei, dafl 
IT daneben auch die Abtretung der Forderung an Z&hlungs- 
statt verlangen könne, daß er endlich, falls das Papier einen 
Börsen- und Marktpreis hat,^) auch nach § 12M5 in Ver- 
bindung mit § 1221 im sog. freihändigen Verkauf seine Be- 
friedigung suchen dnrfo.*) daß neben dem allen dann noch 



wirkiuiKea hier sohoa mit der BeBchlsgnahine vor d«r nach § 7S0 eintreten- 
den Ziutellimg erfolgt. Siehe Lisield-Drevea, S. 99 zu g 783. Aber Aach 
dieeer Aimreg wflrde abgeschnitteD, falls der Aufenthalt dei Drittaohnldnera 
unbekannt tat, da Öffentliche Znatellung nur an Prozefipartoien erfolgen 
fatnn. Z.-P.-0. § a08. Abe. t. 

*) Die preufliiobe Geaoh. Anw. für OerichtaTollzieher § 78 weist den 
OtriohtaToHrieher an, mit BQokncht auf die Uosicheiheit des EÜngauge der 
Forderungen die in Frage stehenden Papiere nur auf Anweisung des Q-Uubigere, 
oder, wenn eontt nichts Ffibtdbares su finden ist, eu pflnden, die Parteien, 
wie bei anderen Pftndongen eu benachrichtigen, die weitere AuifOfarung 
dar Tollitreoknng seitens des VolMrecknngigeriahtes auf Antrag- de* 
Gllubigers abEuwarten, die Papiere aufzubewahren und dem Gläubiger nur 
pacfa Üfaerweianng dee Gericht«, beiiahentlich nach deeeeu Anordnung der 
Ajuantwortang, heiwiaiugeben. 

*) Die ErfOUimg derTorsoMetEiingaD des % 1228 kann als schon Voraua- 
■etsaiig für die PRbidnng in diesem Stadium mcht mehr in Frage kommen. 

') Die« kuin besonders bei Weehaeln leiobt der Fall «ein (siehe 
Snneocerua-Lehmann, S. 878, der besonders fSr Wechsel diese Bestimmung 
anwenden will und Orome System III., 8.911, Anm.Sbes.fKr Anslandsweobael) 

*) Die noch femer auch gerade fttr fragliche Papiere durch B,-0--B. 
% 1994 gegebene Erlaichteroug kann beim Pftndungspfandrecht natfiriicb 
•dion deshalb nioht in Betracht kommen, weä, wie oben bemerkt, na 
Stadium zwischen Gewinnung des Pfandrechtes und der Brfollatig der Biv 
fordemiMe g 1238 nicht vorkommen kano. 
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40 Alleimga Anwandnng der ZnrilprOBAXordniuig. 

durch § 1383, II, Ende, mit § 1277 B. G.-B. eine ADwendong 
der speziellen Kegeln der Zivilprozeß-Ordnung aber ZwangBToll- 
gtreckung zuzulassen wäre. 

In Wahrheit ist zu entscheiden, daß eben die vorhandenen 
speziellen Bestimmungen der Zivilprozeßordnung aber Verwertung 
gep^deter Forderungen die Vorschriften des Bürgerlichen (Jesetz- 
buches grundsätzlich ausschließen. Unter Verzicht auf die Ver- 
wertungsmöglichkeiteu des b(iiX6fli<3hen Rechtes müssen wir uns 
an die Vorschriften der Zivilprozeßordnung aber diesen Punkt 
halten. 

Über die von der Zivilprozeßordnung für Orderpapiere dieser 
Gattung gewollte Art der Vem'ertung könnte man im Zweifel 
sein. Soll, wie bezfiglich der Pfändung, so auch hinsichüich der 
Verwertung durch § 831 Z.-P.-O. eine Gleichstellung dieser Ur- 
kunden mit den äbrigen Wertpapieren angeordnet werden? Soll 
weiterhin die für Wertpapiere scheinbar allgemein gegebene Vor- 
Bohrift des § 821 Z.-P.-O. zur Anwendung kommen, oder xweigt 
sich die Behandlung der Orderpapiere hier von der der übrigen 
Wertpapiere ab ? Oder ein Drittes : soll der Gläubiger die Wahl 
zwischen einem Vorgehen nach § 821 oder nach § 835 iF. haben? 

Trotzdem nun jedenfalls das Orderpapier im allgemeinen 
Sinne ein Wertpapier darstellt, ist, wie schon weiter oben gezeigt, 
der Ausdruck in § 631 in einem engeren, nur prozentualen Sinne 
gebraucht. Man muß diese Art der Verwertung durch Verkauf bczw. 
Versteigerung des Orderpapiercs ablehnen, abgesehen nur von 
einer erst später unten zu behandelnden Ausnahmebestimmung; 

Für die Verwertung der gepfändeten Fordening kann nnr 
§ 835 ff. Z.-P.-0. in Betracht kommen.') 

Es ist zu bedenken, daß § 831 in dem Abschnitte des Ge- 
setzes steht, der von der Zwangsvollstreckung in Forderungen 
und andere Vermögensrechte handelt, ein Umstand, der auf 



>} VergL BniiHn, 8. 160, BrnDiieT 11., § 191, not. lOBF. Qwipp-StäD 
IL, & 68« lu B 821. Peterun, 8. 607 la g 881. Vilmowiki-Lsvr, 8. 961 
tu g 881 tind BntMh. des Reichifferichia XXX7. 876/1896 vom 1. April 
durch den Tl. Senat. 
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Venrertui^ dar Ordeipapi«n. 41 

eine ^eiclie Art der Ververtung hinweist, vie sie fSr diese 
Rechte gilt 

Gegen die weitere Anwendung des § 836 Z.-P.-O. spricht 
»uch nicht die Gleiohstellang der Orderpapiere mit den vor- 
behfljtdelten Urkunden hinsichtlich der Pf&ndung. Wenn auch 
§ 831 fiir die F^dimg von derartigen Fordenmgen ein dem 
§ 608, n. e&teprecbendes Verfahren anordnet und auch hier ohne 
direkte VerweisaDg — so ist nicht einzusehen, weshalb man auch 
(%T die Verwertung des Pfandes an die f&r die übrigen Wert- 
papiere maßgebende Vorschrift des § 831 Z.-P.-0. zurBckgehen 
BoUte. Da hätte es sicher einer ansdrücklichen Verweisung 
bedurft. 

Der Unterschied ist aber, wie schon im An&ng dieses Teiles 
der Abhandlung gezeigt , auch sachlich vor allem bereditigt. 
Der Wert der hierher gehörigen Orderpapiere liegt zu allermeist 
in ihrer Verwii^diung durch Einziehung bezw. Erfüllung der 
in ihnen verbrieften Schuld. 

Bs mag noch bemerkt werden, dafi dieser Satz auch f&r 
Orderpapiere mit Blankoindossament gilt z. B. f&r den in blanko 
indossierten Wechsel. Auch sie sind, trotsdem sie wirtschiUUicb 
den Karakter eines Inhaberpapieres erhalten .' nach Z. -P. -O. 
§ 835 S. zur Verwertung zu bringen. KochtUch bleiben dieselben 
Orderpapiere, und wenn sie auch durch bloBe Übergabe weitet 
begeben werden können, so wird doch auch hier (wie beim ge- 
wöhnlichen Orderpapier) der Erwerber Eigentümer gleichwohl 
durch das (Blanko-)Indo8sament.') 

Aach ein Prinzip der Gleichbehandlung der in blanko indos- 
sierten Orderpapiere mit dem Inhaberpapier gilt allgemein nicht. *) 



') TergL Mifler der obao angefllhrteD litermtur, Bngelmuui § 9S, 
OoMok B.-S. g 970 und H.-B. | 66 II., 1, 6 und Rcdohcgeriolit XXXV., 
S. 76, U. Suut (17. Uai 1896). Denmer k. s. 0., & 67. 

■) V«r^ 1. B. B.-0.-B. S 1001, I89St, 1814 lU. beMMidera mit g 19», 
wo im Oegenaati nt dea andern angalUirteD GeaataeabeatunmaDgen dla 
Madrthddielie AnfDhnmg ton OrAerpKfiitnn mit BtankoindoMaaent fehlt. 
Ibenao daa ürtaü dai 0.-L.-Q. Submhe I. ZinL Senat ▼. la Nor. IBM 
in dar Zeitaohrift ftr VoUttraokunftreoht, 9. Jahrgang, No. S— 8 unter 4, 
wo trotE der Brkllmng dM BnudaarUUohen SommiMara von Amiberg in 
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Wie sich aber bei der Zwanf^vollstreckung in Forderungen 
ein Unterschied ergibt, ob die zu verwertende Forderung selbst 
wieder eine Geldfordenmg ist (§ 835) oder ein Anspruch auf 
Leistung körperlicher Sachen (§ 846 ff.}, eo kehrt der Zwiespalt 
auch bei den in Bede stehenden Orderpapieren wieder. Der 
"Wechsel gehört beispiebweise immer zur ersten Klasse der 
Forderungen. Auf der andern Seite steht z. B. das Konnossement 
Die kan&nännische Anweisung und der Verpflichtungsschein können 
bald auf Geld, bald auf Herausgabe (vertretbarer) Sachen lauten 
(H.-G.-B. § 363.) 

Betrachten wir zunächst die Ocldforderungen. Zwei AVege 
Htehen hier dem Gläubiger bei der Verwertung zur Wahl, § 835 
Z.-P,-0., die Überweisung zur Einziehung oder an Zahlungsstatt. 

Immer aber kann der Gläubiger uur auf Grund einer Über- 
weisung zur Verwertung gelangen. Da der bloße Besitz des 
gepfändeten Papiers hier (anders als bei der ersten Gruppe § 821 
Z.-P.-O.) die Legitimation des pfändenden Gläubigers zur Ein* 
Ziehung nicht erbringt, muB Überweisung der Forderung aus dorn 
Papier hinzutreten, um dem Gläubiger die selbständige Geltend' 
machung der Forderung zu ermöglichen. 

Während aber bisher nur der Gerichtsvollzieher in Tätigkt«it 
war, tritt für diese Überweisung das VoUstreckungsgericht ein 
und zwar das Amtsgericht regelmäßig, bei welchem der Schuldner 
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, § 828 Z.-P.-O. Dieses 
Gericht erläßt auf Antrag dos Gläubigers den in einem der beiden 
möglichen Ziele gehaltenen Überweisungsbeschluß. Dieser ist 
von dem Gläubiger an den Drittscliuldner zuzustellen.^) Die 
Übem-eisung ^It als bewirkt mit der Zustellung des Beschlusses 
an den Drittschuldner. ') 



der JuttükomnÜMion du Bmohitaget , daB in BUnko girierte Wecluel wie 
Itibaberpspiere zu behandeln leien, ftoa^atellt wird, daB rie ibgeeehen tdd 
der apeziellea Regelung dee PÄndangtakte* im ttbrigen der Zwangi- 
ToUrtreokuog In Fordernngen unterliegen. 

>] Die Zuatellnng an den Schuldner besorgt regehnlBig der Oericbb- 
Tollueher sofort, § 8B5 IIL mit S 89» IL 

^ Jetzt erat, naoh dem Stattfinden der Überweiaang, iit die gepftndete 
Urkunde vom QeriohtaTolUieher dem QUnbigsr heraniEngeben, damit dieKf 
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Hat die Überweieung stattgefunden als Überweisung zar 
Einxiehung, so hat jetzt der Gläubiger zwar ein eigenes von 
dem Willen des Schuldners unabhängiges R«cht zur Einziehung 
gevroanea. Der gerichtliche Überweisungsbeschluß ist geeignet, 
eine dahin gehende Erklftning des Schuldners zu ersetzen (§ 836, 
Abs. 1). Für dieses Becht spricht zugunsten des Drittschuldners 
dem Schuldner gegenäber sogar eine Vermutung bis zur Kenntnis 
von der Aufbebnng des Oberweisungsbeschlusses. Der Schuldner 
selbst hat dem Gläubiger Auskunft, und weitere Urkunden über 
die Forderung herauszugeben (§ 83(i, Abs. 2 und 3). 

Aber in der Ausübung seines Rechtes ist der Gläubiger von 
dem Schuldner nicht so unabhängig. ' Die Forderung ist eine 
Forderung des Schuldners geblieben, die der Gläubiger jetzt zur 
Einziehung bringt. Er haftet demgemäß dem Schuldner für allen 
Schaden, den er diesem bei der Einziehung schuldhaft zufugt, 
wenn z, B. die Hyperocha durch die Schuld des Gläubigers 
vennindert oder etwa gar (x. B. durch Nichtbeobachtung der 
wechselrechtlichen Form der Proteataufiiahme) die Befreiung des 
Schuldners durch Befriedigung des Gläubigers selbst gar nicht 
oder nicht voll herbeigeführt worden kann. Ausdrucklich ist 
dies in § 842 für einen Fall, nämlich für die Vorzögening der 
Einziehung, bestimmt.'} 

Aus dem gleichen Gedanken. daB das geltend gemachte 
Forderungsrecht das Recht des Schuldners ist, erklärt sich die 
Bestimmung § 841, daß der Gläubiger ausnehmhch gewisser Fälle 
bei Einklagung der Forderung gegen den Drittschuldner dem 
Schuldner den Streit verkünden muß, um ihn zum Beitritt als 
Nebenintervenient (§ 74, I. Z.-P.-0.) zu veranlassen. Soweit seine 

DMb dem TCDen dar Überweiiung Mtn Beoht vorfolge. Froofl. OeMb. Anw. 
I 76<. Strooknuum-Kooh II.,S. 287 in | 83t. Solsoge bewahrt der QeriohU- 
volMeber die Drknude und mnB freiHch suob, wenn i. B. vor der Au»- 
liflfening der P^öere ui den GUubiger znr Erhaltung der Rechte die Anf- 
nabme ainea Protettee erforderlich iat, denselben auf deu Namen de« 
Sohnldnen anfoehmen. Wümowiki-LeT? II., S. 1067 ta % 780. 

') TnAsivn tehleohthin von TerEOgernng die Bede iat, iat anob hier 
Bohnld des Gltvbigera ali BaftangsToraametcniig aiunDehmen, 
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Befriedigong tms der flinziehung ia BetnuJit kommt, encheint der 
Gläubiger als procurstor in rem susm. 

Die Stellang dea Gläubigers zum Drittsoholdiier bedarf nodi 
einiger Beachtung. Der Gläubiger kann gegen den Drittscholdner 
im WechselprozeS bezv. Urkundenproseß auf Grund der Order- 
oikunde und einer Ausfertigung des ÜberwetBungsbeschlusses 
klagen. 

Bezüglich der Einwendungen des Beklagten gilt det Satz, 
daS die Übenreisong gepföndeter Wechsel als Ersati der wei^sel- 
rechtlicheti Ermächtigung zum Inkasso gilt.^) Der Gläubiger ist 
nicht Wechselgläubiger, sondern allen Einreden unterworfen, die 
gegen den Schuldner begründet waren. Ihm soll kein beBseres 
Recht zur Verwertung zustehen, als überhaupt für seinen Schuldner 
begründet war.*) 

Dom Schuldner gegenüber weit freier ist die Stellung des 
Gläubigere in dem praktisch viel selteneren Falle, daß er den 
Weg der Überweisung an Zahlungsstatt gewählt hat, aber ander- 
seits auch viel unsicherer. Diese tTberweisung enthält nämlich 
eine datio in solntum und wird als solche nur da Platz greifen 
können, wo der Wert der gepföndeten Forderung die Forderung, 
wegen deren die Zwangsvollstreckung erfolgt, nicht übersteigt. 
Sie darf nach § 639 nie erfolgen, wenn dem Schuldner anheim 
gegeben ist, durch Sicherheitsleistung oder' Hinterlegung die 
Vollstreckung abzuwenden. In diesem Falle kann vielmehr nor 
Oberweisung zur Einziehung erfolgen und auch diese nur mit 

>} Ve^. &. Schmidt, § 14», 3. Aafl. S. 968. 

*) Peterun 11., 8. 507 zu g 881. Denmer b. ». O., 8. 82. Betoaden 
Protokolle der Nord. ZiT.-Fr.-Ordg. III,, S. 3048, Sitüg. CCOXV. .Die Kern- 
münon boeohloS, lu beetimmen, daB bei allen indoisablen Papieren die Über- 
weisnDgtrerfllgnng das IndoMament Boweit vertrete, all ee lieh um Legitliuatioti 
cur EänriehnDg der Fordenuig handele. Die Aneioht einei IGtfj^edaa, daS dia 
IndoHtmeat hier — im Interene dea Verkehm mit Weahieln uaw. — 
achlMhthin dnroh die ÜberweianngiTerftgong vertreten werde, wnrde nidit 
weiter nnterettttsL" 

Demnach wird dai Indoiiamant in aeiner Natnr, dem IndotaaUr eh 
eigene« von dem Aaktor nnabhlogigeB Beofat aa eohaffen, durch den Über- 
weicongibeichlnA nicht vertreten. 
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der minderen Wirkung, da£ der Drittscholdner zur Hinterlegung 
der Summe verpfiiclitet wird. 

Bei der Überweisung an ZalilungBBtatt wird der Pfandgläubiger 
wirklich Gläubiger der überwiesenen Forderung. Er ist nicht 
mehr Prokurator, sondern Zessionar (nicht Wechseluachmann). 

Die Geltendmachung des überwiesenen Forderungsrechtes 
steht in seinem Belieben. Anderseits: während ihm vorhin für 
den Fall, daß die Einziehung zu seiner vollen Befriedigung nicht 
fahrte, seine Forderung gegen den Schuldner nach wie vor zu- 
stand, ist er im Vorliegenden durch die datio in solntum befriedigt 
und seine alte Forderung erloschen. Er trägt die Gefahr der 
Bonität der Forderung. 

Die im letzten Falle vorgekommene „Zession" der Order- 
forderung zwingt noch zu einer besonderen Betrachtung. Es 
fragt eich, ob die Zession auch wirksam ist, wenn sie sich nicht 
als schriftlicher Vermerk auf der Urkunde befindet.') 

Als Zessionar endlich unterliegt auch im Falle der Über- 
weisung an Zahluugsstatt der Gläubiger selbst, nicht aber seine 
etwaigen Fachmänner allen Einwendungen, die gegen seinen 
Vormann begründet waren.*) 

In den Fällen der Überweisung gilt noch eine Besonderheit, 
falls dem Schuldner Üiv die Papicrfordening eine bewegliche Sache 
zum Pfand« bestellt ^var (Z.-P.-O. § 638), zusammenhängend mit 



'; Diosei wird fflr d«n Regelfall Tornemt von SkonietEld in Chmobota 
Butrftgen S. Folge, 9. Jahrg., ä. und 8. Heft, S. 286, da der Angateller eben 
durch die Urkonde an sich volle Anikunft Aber die Legitimation dei 
Olkabigera haben wolle. Bier iat beionden S. 286, Anm. 44 eu beachten. 
Nach Skonietild würde vielleicht eine Ausnahme zu maeben aein fflr die 
im ZwangBvoUatxeokangBverfahren vom Volletrookungagerioht aasgeiprochena 
Üharweiinng einer gepfbidelen Ürder-Papierfordcrung an Zahlongastatt, abo 
derart, daS die ricbterliahe Verffli^nng nicht auf dat Papier eelhit geielEt 
zu werden braucht. Zugunsten dieser Meinung lieBe rieh anfflbren, daS in 
Ibnlicher Weiea auch bei den Inhaberpapieren die Öffentlichen Behörden 
befugt sind, durah eine von ihnen vorgenommene Aofierkorsseteung den 
Auaateller wider denen Willen zur FrSfung der Legitimation des Präsen- 
tanten nach ZeaaioDBgrundBatxen lu nötigen. Fflr die Verbindung der 
richterlichen Überweieungsrerffigang mit dem Orderpapicr Wilmowski-Lev;, 
6. Aufl., IS9ä, 8. 1001 ED § 780. 

1) DOringer-Hachenburg, II S. 887. 
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der Haftung gegenüber der actio pignoraticia in perBonam directa 
gegflDüber dem Drittschiildner. Der Schuldner kann Herausgabe 
des PCandea dem Gläubiger solange verweigern, bis ihm fnr seine 
etwaige Haftung Sicherheit geleistet ist, Die besondere Vorschiift 
des § 837 erledigt sich fnr Orderpapiere durch den Abs. n 
Satz 3 ebenda, 

Neben diesen ordentlichen Wegen der Verwertung bietet 
sich noch ein auSerordentlicher Weg kraft besonderer Anordnung 
des Gerichts, Ist die gepßudete Forderung eine bedingte oder 
eine betagte — also besonders kein Sichtwechsel — oder ist ihre 
Einziehung wegen der Abhängigkeit von einer Gegenleistung oder 
aus anderen Gründen mit Schwierigkeiten verbunden, so kann 
und zwar regelmäßig erst nach Anhörung des Schuldners das 
Gericht auf Antrag des Gläubigers eine von dem vorigen ab- 
weichende Art der Verwertung anordnen. § 844 Z.-P.-O.'} 

Das Gericht kann jetzt also z. B. auch Versteigerung des 
Papiers oder fireihändigen Verkauf usw. anordnen.*) 

Die hier geschilderte 'Dbertragung des Orderpapieres stellt 
sich als dem Indossament gleichstehend dar, wie denn anok 
ähnlidi § 733 das Gericht durch den Gerichtsvollzieher eine 
Umschreibung auf den Neuerwerber in Gestalt eines Indossamentes 
vornehmen lassen kann, Der Erwerber ist hier jedenfalls unab- 
hängig von den Einreden die gegen seinen Vormann , den 
Pfändungsschuldner, bestanden haben.') 

Die Bestimmung des § 840 Z.-P.-0. kann mit Rfiokncht auf 
die spätere Überweisung nur in Betracht kommen, falls man, wie 



') Zu bedenken üt noch, daB Bedingtheit oder AbblngiKkeit von 
OegenleiitnngeD baim Weobael, letzteres «aoli bei kaufininniaobem Order- 
YerpflichtangHoheii) und kkuf manniacher Ordei^Anweitong atugeBohlosieD sind. 

*) Vergl. die Bemarkung in BnUoh. des Reichsg. XXXV S. 876 und 
die in der Jnrigtea- Zeitung (Beüftge znm 1. XII, 190Ö) unter No. 93 mit- 
geteilte Beiohsg.-BDticheidong. Intereiiuit ist in £eeer Enttohudung, d&l 
Aber dea Umweg der bflrgerlich rechtlichen Beitimmnogan Über F^idreoht 
an Fordenugen und besonden 9 1296 B.-G.-B, lelbft die Begtimmnugea 
i 1348, 1244 aber uratea aiauben beim Brwerb vom P&ndgUubiger filr ge- 
pAudete Orderpftpiere zur AuwenduDg kommen «ollen. 

*) Dfliiuger-HaoheDbnrg, S. 887. 
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die oben beiührte Ansicht, eine Zastelliuig des ZahlirngSTerbotea 
an den Drittachuldner auch bei der Pfändung von Orderurkunden 
will. Andemf&Ils fehlte es an einer gesetzlichen Festlegung des 
Zeitpunktes, wo die Erklärungspäicht des Drittschuldners beginnen 
sollte. 

"Was den Verzicht dos Grläubigers auf die im ZwaugSToll- 
BtreckungsTorfahren erworbenen Rechte betrifil, so genfigt zum 
Verzicht auf die durch Pfändung erworbenen Rechte nach der 
Grundidee des Fanstpfandrechts (§ 831), daß das Papier vom 
Oläubiger dem Schuldnei' zurückgegeben ist. (Vergl. B.-G.-B 
§ 1278, 1253.) 

Auf die durch P^dung und Oberweisuug zur Einziehung 
entstandenen Rechte kann der Gläubiger verzichten durch Zu- 
stellung einer Erklärung an den Schuldner, die jedoch auch dem 
Drittachuldner zugestellt werden soll. (§ 643 Z.-P.-O.) Die 
Wirkungen des gerichtlichen Beschlusses werden dadurch, ohne 
daß es einer gerichtlichen Aufhebung bedürfte, beseitigt.') 

Besonderen Grundsätzen folgt auch hier der Fall, wo die 
Forderung für mehrere F&ndgläubiger gepßlDdet ist. Diese Pftn- 
dung eines Orderpapiers für mehrere Gläubiger vollzieht sich, wie 
aus dem Zusammenhalt von § 831 mit § 808 und § 826 zu er- 
kennen ist, als AnachluSp^dung so, daß der p^dende Gerichts- 
vollzieher in das Protokoll die Erklärung au&iimmt, daß er für 
seinen Auftraggeber p^de (§ 826 Abs. 1). Auch § 827 kamt 
hier bei den Orderpapieren noch zur Anwendung kommen, wenn 
nach § 844, wie ausgeführt, das Gericht eine Verwertung des 
"Wechsels durch Zwangsversteigerung angeordnet hat. 

Den mehreren Pfandgläubigem gegenüber ist der Dritt- 
schuldner nach § 853 zur Hinterlegung des Schuldbetrages be- 
rechtigt bezw, verpflichtet. Diese Pflicht des Drittschuldners kann 
nach der an ihn erfolgten Überweisung jeder Gläubiger geltend 
machen (§ 866 Abs. 1). ^) ') 

*■} Kosten enticheidung wflrde D&oh S 91 'o ergehen haben. Fittlng, 
S. bbl, Anm. 22. 

*) Die ftmeren Abschnitte von % 866 behuidebi dum noch die Art des 
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Weiter bedarf es hinsichtlich der Vorpßkiidung hier einer Er- 
örtoning Sie bezweckt eine der eigentlichen P&adang Tofaer- 
gehende, nach § 845 Abs. II daselbst 3 Wochen dauernde 
Sicherung (etwa, nach Art eines Arrestes), die allerdings einer 
KoukurseröSbung gegooiiber oder der der Konkurseröffnung 
vorbeigehenden Bekanntmachung eines allgemeinen Veräu£erangs- 
verbotes gegenäber ein Absondeningsrecht nicht gewährt.') 

Frage ist, ob die Begel des § 64& trotx der abweichenden Art 
der Pfändung auch für Orderpapiere gilt. Dafhr spräche einmal, 
dafi die Vorpfändung, trotzdem hier ein Abwuteo auf den P^dungs- 
beschluB des Grerichts wegfällt, wohl ihren Wert hat, falls das 
Papier nicht Hogleich in Besitz genommen werden kann, femer 
die Erleichterungen hinsichtlich des Titels in Abs. II § 845. 
Aber dagegen ^t, als entscheidend ins Gewicht, daß der Dritt- 
schuldner, trotz des an ihn ergangenen Zahlungsverbotes, dem 
gutgläubigen durch Indossament legitimierten Dritten die Zahlun;; 
nicht verweigern kann.*) 

Der Zwiespalt zwischen dem Sach- und dem Forderungs- 
karakter im Orderpapiere tritt noch in einer Besonderheit zu 

proeesBUAlen ZoutmmanwirkeDa der mehreren Gl&nbiger and die ADsdehnnng 
der Reclitskraftvrirkuiig'. 

*) Dieser Anncht, welohe die MfigUohkeit einer FOndnii^ de« Oider- 
papierea fOr mehrere CUubiger bejaht (siehe snch Okupp-Stein II, 8. 689 
EU § 881, Seuffert II, S. 608 %a § 681, Peteneo II, S. 607 lu § 881, WS- 
niowaki-LeT7 IF, S. 1061 kii g 783, StrDckmaoU'Eooh II, S. 387 eh §881), 
tritt aar HellmsDa gegaattber, der S. 871 erklart, die bei der PftDdung be- 
weglicher Ssohen mögliche AnscbliiBpADdiing konne bei der PAndmig von 
Bechten nicht Torkommen. Jede ep&tere Fffindong mfliee in denelbeD Fonn 
geschehen, wie die erste. Hieraus folgert er dann, diS an Fordemogsrechteo 
Mis indossabeln Papieren eine cweite Pf&ndung ttberbanpt unmOgtioh sri. 
Denn der Umstand, daß sie doroh Bentiergreifong der Papiere gepftodat 
werden, kOnne die nirgends zugelaBseae Anwendung der Vorschriften Aber 
die AuschlaBpftndniig körperlicher Sachen nicht rechtfertigen, da da« GeieU 
hier trotcdem die Fordemngirechte als PftLndongsobjekte betrachtet. Dem 
■weiten und folgenden Ql&ubiger ItLfit er nur den Weg, die Forderung dM 
Sohnldnen auf Auszahlung der Hjperocfaa gegen den ersten Olaobiger n 
pfibiden. 

») K.O. § 14 Abs. I, S 106 KO. vbd. mit SS 186 Abs. I, 186 B.-G.-B. 
VergL Fitting, 8. 563 Anm. 26 und Fetereen Kommentar m % 646. 

*) VergL Deumer a. a. 0. 8. 71. 
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Ta^. Als zuHtändiges VollstreckoiigHgericht ßr Anträge, Ein- 
wendungen und Erinnenuigeii (§ 766 Z.-P.-O.) hm P&odung 
TOD Orderpapieren erBcheint gemäS der gemischten Behandlong 
dieser prinzipiell das Ämtsgericlit des § 764 Z.-P,-0., nicht das 
des § 838 II. So auch trotz des Vorbehaltes: „sofem nicht 
das Oesetz ein anderes Amtsgericht bezeichnet".') Und zwar ist 
diese Zuständigkeit eine ausschlieBliche (§ 802 Z.-P.-O.). Nach 
der Pföndong hat jedoch gemäB § 835, § 844 das Gericht des 
§ 828, n., zu beschließen.*) ») *) 

Die zweite Klasse der Orderforderongspapiere bilden solche, 
die AnsprGche auf Herausgabe körperlicher beweglicher Sachen 

1) VergL BcHhluA dei Beiohagenohta TI ZiT. Senat t. 1. April 1606 
in Ztoohr. fOr VoUitreolniD garecht 9. Jahrg. Sq. 34 (SanuDloDg der Snt- 
Mheidiiiigen XX£V S. 874). Nenliamp Z.-P.-O. 8. 806 su | 881, Osnpp- 
BteiD n 8. &69 ta S 881, Seuffert II 8. 508 sn S Wl, Foteneo H S. &07 
ni t 881. 

*) Straokmum-Kooh II., S. 287 la § 881. 

*) Anderer Aniioht üt hiniiobtlich der Zaitftndigkeit dei lialu. 0.-h.-Ot, 
DrMden in den Anulen 16 Bd. 8, Heft No. 20, S. 278 BeuhluS dai I. SenaU 
V. 38. Febnuv 1896. Du snrtftiidige Gericht «ei anoh im Wechielpnuidnngi- 
m&hren du Gericht nach 8 838, II.; da« dei 8 7M Z.-F.-O. kfinnte et 
nor »iD, falli nicht, wie in % 828 getcheben, dat Gewtai ein änderet b»- 
Miahnet hätte. 

*} Fall« •• noh um Zwangirollatreclnuig in einen Weohiel handelt, 
iei Ider anhangnrriia noch erw&hnt, daS dem OUnbiger, der nach der 
Überweinmg der Weohielfordernng (g 886) die Einnefaang batreibt, die 
proaeemalen Rrleiohterongen de* Terfahrene in Weohaelaaohen za Gebot« 
riehen. So der eigentliehe WeoheelproieB , § 602 ft Z.>P.-0., der Gericht«- 
ttand der Kammer fOr HaDdelaeachen G.-V.-G. % 101, No. 2, die TorUnfiga 
ToBftreokbarkeit de« Urteüi im WechaelproieS g 706, No. 4, da« mangelnde 
Xbrfordemii der Sicherheitsleiitang für die FroseSkostea § HO, ebenio dee 
dreifiMihen Torachtute* fOr AnaUnder § B& Q.-K.-G. Bedentiam iit noch, daS 
WecbMliBchen gemtS G.-V.-G. § 203, No. 6 Ferientachen Bind. Denn «renn 
anch nach g 304 G.-T.-G. die ZwangsrollstTeckung regelmLfiig von den 
Ferien nnbeeinflofit bleibt, io gut die« nicht fdr den der ZwangiTollitreakiuig 
nnr zntUHg anhKngenden EinriehnogiproEeJ, nnd kann die Reohnang au 
den FerieDBBOhen fOr unseren Fall nnr anf die Beitimmong S 203, No. 6 
g^rflndet werden. Zum SchluB lei noeh anf die in der fiemfiingsinttaiiE 
eintretende Beaonderheit der Zurttokrerweiaang statt Dnrch-Entacheidnng 
in § 686, No. 4 Tarwieaen, sowie aaf die seratrenten Bestimm angea betreffs 
der Kasten im Wechaelrerfahren, % 4, 2 G.-E.-0., 9 26 A.-G.-O., § 10, % 28. 
Die allgemonen KostenbeslimBrangen Ober ZwangeroUstreokung in Wert- 
papiere siehe g 86, No. 2, 8 80 G.-K.-a. nnd % 12, No. 8 G.-VoUc.-G.-O. 
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verbnefcn, Beispiele? Hierhin gehören außer dem besonderB m 
behandelnden Traditionspapieren die kaufmännische Anweisung und 
der kaoßnännische Yerpflichtnngesohein, wenn sie auf Tertretbare 
Sachen lauten. Orderpapiere auf Herausgabe unbeweglicher Sachen 
gibt es nicht. Hier finden neben der allgcmeiDen Anwendung 
der bisher für Orderpapiere geschilderten Regeln einige Besonder- 
heiten statt. (§ 846 Z.-P.-0.) Nachdem sich die Pfändung nach 
§ 831 vollzogen hat, ist mit der Überweisung zur Einziehung — 
eine Oberweisnng an Zablungsstatt ist durch § 849 ausgeschlosseii 
— anzuordnen, daS die Sache an den vom Gläubiger beauftragten 
Gerichtsvollzieher herauszugeben sei. I>ie Maßregel dient duu, 
die Brfailbarkeit der Forderung bis zur Möglichkeit ihrer Ein- 
ziehung zu sichern. Die Sache wird nach den Vorschriften über 
die Verwertung gepßlndeter Sachen versteigert oder freihändig 
verkauft. (§ 847, II. Z.-P.-O.) 

Zwar bemerkt § 847, I., daB diese Anordnung der Heraus- 
gabe an den Gerichtsvollzieher bei der P^dung erfolge. Da 
aber die Vollziehung der Pfändung hier nicht Sache des Gerichts 
ist, so kann die vollstreckuogsgerichtliohe Anordnung im strengen 
Sinne nicht „bei der Pßndnng" erfolgen. Sie kann auch nicht 
vorhergehen, da einer Sicherung des Gläubigers vor der Pfändung 
die gesetzliche Grundlage fehlt.') Regelmäßig wird sie erst bei 
der Überweisung erfolgen. Siehe auch § 6&4, wo als Moment 
für die Herausgabepflicht des Drittschuldners die statt^fiondette 
Überweisung erscheint 

Falls mehrere Gläubiger Pfändung erwirkt haben, enthält 
§ 854 die für solche Orderpapiere maßgebenden Bestimmungen. 
Der Drittschuldner hat die Sache an denjenigen Gerichtsvoll- 
zieher herauszugeben, der in dem ihm zuerst zugestellten Ober- 
veisungsbescbluBse zur Empfongnahme ermächtigt ist. Über 
den Erifis kann ähnlich § 837 ein Verteilungsver&hren statt- 
finden bei dem Gericht, dessen Beschluß als erster dem Dritt- 
Schuldner zugestellt ist. 

Eine Besonderheit Ist noch bei den sogenannten Traditions- 

') VergL Doomer 8. 80 &. ». 0. 
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papieren, den KonnosBementeii, Ladescheinen and. Lagersolieinen 
SU erwähnen. Ihre P^dung bewirkt zugleich gemftfi dem Prinzip 
der §§ 434, 450, 647 H.-a.-B. die Pfändung der ans ihnen ge- 
g^chuldeten Waren. Eine Überweisong der Forderung ist hier 
unnötig. Aber auch der Pfandklage kann der MitBchuldner alle 
gegen seinen ursprfinglicheti Gläubiger gegebenen Einwendungen 
eot^gen setzen. 

Von den bisher allgemein behandelten Orderpapieren seien 
«inzeln nur die Blankoakzepte hervorgehoben.') >) 

"Wir kommen jetzt zu dem andern Teile der hierher gehörigen 
Papiere, zu den Rektapapieren, die ihren Wert in der ErfBllung 
der in ihnen vericörperten Rechte besitzen. 

Gleich den vorbehandelten Orderpapieren sind auch sie einem 
gemischten Verfahren in P^dung und Verwertung unterworfen. 
Trotzdem § 631 nicht direkt auch fttr Rektapapiere zur An- 
wendung kommt, ist doch die Behandlung, wie weiter oben aus- 
geführt, so sehr die gleiche wie die der entsprechenden Order- 
papiere, daB hinsichtlich des näheren Verfahrens bei der Zwangs- 
voll Streckung auf die vorgehenden Ausführungen hingewiesen 
werden kann ausgenommen nur solche Bestimmungen, welche 
sich ausschließlich ans der Katur der Orderpapiere ergaben. 



>} DkS du BMht rar AufUliuiir von WeohMl-Blsok«tteti dar Toll- 
«traeknog onteriiege, wird behkaptet tod Oanpp-Steiii II., 8. 6B9 bii S M>7- 
TtUnm Z.-F.-0. U., ü. 507 n § 831. Naoh der Überweinng kann dum 
dar Olftnbiger daa Blankoakiept ftufBllen. Ändert jedoch BaaohliiB de« 
SgL L.-0. Berlin, IX. Ziv.-Eammer (B. XII. 1898) bei Liiieki-DrswQt, 8. 99 
ni 9 7SS (alter) Z.-P.-O., Anm. 9. Dai TolUtraaktttigq[erieht kann den 
OariehtaToUneher nicht annftohtiireii, ein gepAndet«« BlaukoakHpt nach 
ÜberweaHing dar Fordening an den Olftnbiger aucnfOllen. Der Gedanke 
iai der, daB man beitabende Boohte dea Sohnldnen pftnden, aber niobt nene 
Rechte fflr ihn iwangiweiae lehaffen kOnne. 

*) Bier iat denn auch die Frage in erledigen, wie ea mit der Zwanga- 
Tol1*treokiing noch in der Hand dea Anaatallers befindlioher Wertpapiere 
■•teht, nnd swar für alle Wertpapiere im allgemeinen. Tom Staodpcnkte 
der Vertragitbeorie, die bia dahin ein Wertobjekt absolnt nicht all entstanden 
annäht, iat die Vollitreoknng knrcer Hand absuweiien. Aber aaoh die 
Ereationatheorie moS wohl an gleicher Entaobeidimg gelangen. Oaa Ck^en- 
teil hie£e doch snr Terwertang ein Recht achaffen, daa wenigateni fSr den 
Jebigen Schaldner noch nioht begrUndet war. 
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Demnach vollzieht uch die F&&diiiLg der Rektapapiere nadt 
Baoheniechtlichen Kegeln. (§ 808 Z.-P.-O.) 

Besonderes gilt tünsichtlicli der Yorp&ndnng. Die 211 Omuten 
der Vorpf&ndnng von Orderpapieren oben angefahrten GhrBnd» 
schlagen hier durch, da sie nicht irie dort durch die GnmdsUxe 
über den Sohntz des guten OUubens Dritter hinfällig gemacht 
Verden. Dem Brwerber eines Rektapapieres kann der Dritt- 
schuldner nach dem Zahlungsverbot die Zahlung einredeveiae 
Terveigem. ') 

Verwertung erfolgt nach § 836 ff. oder nach § 846 £F. wie 
bei den Orderpapieren. 



)) Dies gegoD Dauiner 8. 71 ■ 
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§6. Dritte Form: Pfändung der Forderung durch 
gerichtl. BcschlagnahmebeschluB mit nur hinzu- 
tretender Besitznahme der Urkunde, Verwertung 
«uf Grund gerichtl. Überweisungsbeschlusses. 

Die dritte Gruppe umfaßt die sogeuannten s&chenrechtlicben 
Wertpapiere, die nur als Annex des für aich gepfändeten Rechtes 
hier in Betracht zu ziehen sind. Und zvar soU zuerst der ge- 
-wöhnlioho Hypothekenbrief zur Behandlung kommen. 

Hier spielt das Sachelement des Papieres eine viel geringere 
Bolle wie in den beiden bisher geschilderten Gh*uppen. 

Nicht der Brief, der ja überhaupt in erster Linie nicht die 
Fordenmg, sondern das Pfandrecht verkörpert, iat das eigentUdie 
nnd einräge Objekt der Zwangsvollstreckung. Solches ist viel- 
m^ir recht eigentlich die Forderung, f&r die die Hypothek besteht. 
Hit dem Pfandrecht an der Forderung entsteht aber auch ein 
solches an der Hypothek, weil eine Verfügung über die Forderungf 
die Hypothek zugleich treffen maß. Der Brief teilt aber wieder 
die Rechtslage der Hypothek.') 

Es wird demnach nicht, wie man bei dem zum Verkehr 
bestimmten Rektapapier erwarten sollte, durch Wegnahme der 
Urkunde analog § 808, II. gepßladet, sondern das Dasein des 
Briefes führt nur zu einer Modifikation der sonst nach gewAhn- 
liehen Regeln erfolgenden Forderungspßlndung (§ 829 mit § SSO 
Z.-P.-0.).>) 

Zonäohst wird die Forderung nach § 829- gepfändet durch 
einen Gerichtsbeschluß, der ein Zahlungaverbot an den Dritt- 
schuldner nnd ein VerfÜgungsverbot an den Schuldner enthält. 



*) Hmnt, ZvaognoUstnkBiig in HypoUieken in den Tnibwcar Ab- 
*) Vmi^ JuoU. 8. 838 ff. 
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Ob hier unter DrittBohuldner der Eigentfimer des belasteten 
Gmndst&ckB oder der persönliche Schnldner zu verstehen sei^ 
ist bestritten. Da nun das Verbot an nur einen von diesen 
Beiden die spftter au berührende Wirkung des Verbotes gemäB 
§ 830, II. illusorisch machen würde, so meine ich, dafi unter 
Drittschuldner hier der persSnliehe Schuldner wie der EUgentBmer 
des Grundstücks eu verstehen sei, daB demnach das Verbot an 
beide zu richten und beiden zuzustellen sei.') 

Der Gerichtsbeschluß wird dem Schuldner und dem Dntt- 
Echuldner nach den näheren Bestimmungen des § 829, Abs. 2 
zugestellt. Aber trob; Abs. 3 ist damit die Pfändung nicht 
vollendet. Die Zustellung des Pföndungsbeschlusses wirkt nach 
§ 830, Abs. 2 nur insoweit, daß, wenn dieselbe vor der Über- 
gabe des Hypothekenbriefes an den Drittschuldner erfolgt ist, die 
Pfändung diesem gegenüber hiermit als bewirkt gilt. Von diesem 
Augenblicke an können die Drittschuldner an den Hypotheken- 
gläubiger nicht mehr mit befreiender Wirkung zahlen.*) 

Aber die Natur des Hypothekenbriefes als Weriipapier veriangt 
zur Vollendung der PHindung ein Weiteres. Damit der Gläubiger 
sich allein die Verfügungsmöglichkcit über die Forderung verschaffe, 
muß er den Brief in seinen Besitz bringen.^) 



■> Vsrgl. ober diea« Frage Hmmt a. a. O., S. 18. 

*) Siehs Aber die Wirkung der Znstonatig noob Hamer, ebenda, 

B.»e. 

■>) TergL Obemec^ Bcdolugmiidbiiahreaht, Bd. I, 1 14S, S. 84S, Oietkes 
8. 187, Piaeher in Kobler-Bing, Arohiv 8. 266, Gbapp-Stein Z.-P.-O. IL, 
8. 666 Kl § B91, Ztochr. Iflr ToUftr.-Reoht 1899. XHI. Jabrg., No. 7. Anoh 
TarBaa-FOrttar, Liegenachaftaredit Bd. 1, 8. fiSl nnd Beiolugenolit XX. 18B, 
TL Zifü-Senat {fi. MKra 1888). Deumer S. 98 mit S. 89 a. a. 0. Den Titel 
snr Wegnahme de* Briefi bQdet nieht der PündangHbeichlnss, aondeni der 
ortfMag'äeh» ToUatnokangititeL Dieaer ermkohtigt wax Tomaiune aller 
Bftditduutdlanjcen, die nir Ulmjpwg dea Ffondreehta nStig aind, alao aaeh 
aar Wegnahme dea Briafei. Somit kann sich der OUnlnger, auch wenn dar 
Pftndniigabewhlnft noob nicht mfolgt iat, die Hypothekenfordernng ab ToH- 
atreokungsol^ekt alchem. Znr Tollendiuig der Pttndnng bedarf es freSiidi 
nooh nach | 880 dea FUBdDngabeaohluBBea. Iat der Brief ibhandeB g» 
'kommen, kann vor KrafUoaerkUnmg beiw. Neaanaatenang elnee BriMfee 
nieht gepftadet werden. Bei der BrlefhjpoSiek taritt nioht die Bintragong 
in dH Onm^nob an Stelle der Wegnahme. TergL DenmAr S. 97, 8. 98£ . 
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Die Herausgabe des Briefes wird eventuell erzwungen gemäß 
§ 863 2^.-P.-0. Falls die Urkunde im Besitite eines Dritten sich 
befindet, so ist der Anspruch des Schuldners auf Herausgabe des 
Papiers dem Gläubiger auf seinen Antrag zu äberweisen. § 886 
Z.-P.-O. Zur VoDendung der Pföndung genügt jedoch diese 
Oberweisung nicht. Ss muS Inbesitznahme des Papiers erfolgt 
sein. Auch B. G.-B. § 870 ist hier unsjiwendbar, da die Über- 
weisung sur Einziehung einer cessio vindicationis nach § 931 
B. G.-B. nicht gleichsteht.') War der Gläubiger schon im Besitz 
des Briefes, so ist zu entscheiden, daß auch bei der Pfändung die in 
soweit mit dem Vertragsp fandrechte gleich steht — die Obergabe des 
Hypothekenbriefes gültig diirch den unmittelbaren Besitz desselben 
ersetzt vird. Diese Wirkungtritt ein mit der Erlassung desPßlndungs- 
besohlusses. Mit Recht verschmäht es Hauser') die Wirkung von 
der Zustellung des P^dungsbeschlnsses abhöngig au machen.*) *) 
Einige Besonderheiten bei der P^dung von Hypotheken 
verdienen Erwähnung. 

Zunächst besteht die Frage, ob es eine Pfändung einer 
eigenen Hypothekenschuld gibt. Die Möglichkeit der Kompon- 
sation kann nicht, wie bei gewöhnUchen Forderungen, als Gegen* 
grund angeführt werden. Eine solche Möglichkeit steht dem 
Schuldner bei den verzinslichen Hypothekenforderungen gar nicht 
oder erst nach langfristiger Kündigung zu. Um deshalb den 
Hypothekenschuldner nicht schlechter zu stellen als andere 
Gläubiger und ihm den Zugriff auf das vielleicht einzige Wert- 
objekt des Glftubigers — Schuldners nicht unmöglich zu machen, 
muß die Zulässigkeit einer solchen Pfändung einer eigenen 
Hypothekenschuld zugegeben werden.*) *) 

Urteil dei Reictug. V. Senkt vom 36. April 1906 in der Dentachea 
jKrUteD-Ztg., XI. Jibxg., Hea 14 und Bntrob. LXIU, 214. 

*) &. s. 0., S. 98. 

Ö Veigl. nlii«r fib«r die mOgliohen Ftlle Hanaer a. a. 0,, 8, US- 

*) IMeVegnihmedeaHTpoUiekenbriefB kann nicht etwa durah EÜntnigung 
dar ftkaduiig im Ornndbnoh enetst werden, Beiehegerioht LYIL S47 (V 
Senat-BeMshL vom 37. 4. 04.). 

>) VergL HaiMer, 8. 38 ff. imd 8. la 

*) Über di» Pflbidniig daee Teäei einer BTpothek ond die hierbM vor* 
kommeaden kleinen Modifikationen dei Ver&ibrdiii vergl. Aiuer, ebenda 8. W. 
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Was die Vorpfändung oach § 845 angeht, so ist sie auB 
dem gleichen Grunde wie oben bei den Orderpapieren abznlehuea. 
Dem gatgläubigen Erwerber der Hypothek könnte aus dem 
Zafalungsverbot ein E^wand nicht entgegen gesetzt Verden.*) 

Wegen der viederholten Pfändung einer bereits gepßlDdeten 
Hypothekenfordemng, der sogenannten Nacbpföndnng, bedarf es 
einiger AuBföhrungeD. Der nachpHUideiidc Gläubiger kann den 
nach § 829 erforderlichen Gerichtsbeschluß zwar leicht erlangen, 
aber eB &agt sich, wie es mit dem ErfordemiB der Erlangung 
des Hypothenbriefcs steht. Nun ist hier regelmäßig der erste 
Gläubiger im Besitze des Briefes. Ein direktes Kecht des zn'eitea 
Findenden gegenüber dem ersten auf Herausgabe des Briefes 
oder Einräiimimg des MitbeBit^es besteht aber jedenfalls nicht, 
da jener mit dem Vorrang auch das Recht auf den Besitz 
des Briefes dem Konkurrenten gegenüber hat. Da der zweite 
Gläubiger sich etwaige Rechte des Schuldners gegenüber dem 
ersten Gläubiger durch Pfändung und Ober Weisung dienstbar 
machen kann, müssen diese Rechte des Schuldners klar gestellt 
werden. Da geht aber aus § 830 ,,ivenn der Gerichtsvollzieher 
den Brief zum Zwecke, der Ablieferung an den Gläubiger weg- 
nimmt hervor, dafi der Gläubiger dem Schuldner gegenüber das 
Recht auf den ausschließlichen BcsitK des Hypothekenbriefes hat. 
Dem Schuldner bleibt nur das noch nicht wirksame Recht auf 
Herausgabe des Briefes bei Befriedigung des Gläubigers. Wenn 
danach eine Möglichkeit zur Erlangung des Briefes und damit 
aur regelmäßigen Vollziehung der PHindung nicht gegeben ist, so 
liegt es nahe, unter Anwendung des § ^26 auf die tatsächliche 
Besitzergreifung xn verzichten und einfach eine Xachpßindui^- 
erklärung in das Protokoll dos GerichtsvoUziehers aufzunehmen. 

Dieses Mittel wäre angängig, wenn, wie im Regelfall des 
§ 826, ein Unparteiischer — der Gerichtsvollzieher oder der durch 
die Pländung gebundene Schuldner — die fragliche Sache in 
Händen hätte und für die mehreren Gläubiger zusammen Besitz 



') Torgl. «lofa meioe weiter oben gekoBerta Anüoht hioiüditliah der 
Toipftndong bei VeohMlfordernngeD. AbweicheDd Kuuer ». m 0., S. 4Sff., 
r a. ». 0., 8. 106. 
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aiufibts. Hier aber, wo eine Partei im Beeitze der von der anderen 
entrebten Sache ist, ist § 626 onaawendbar, da im anderen Falle 
hineiohtlioh der zweiten Pfändung der Gtrundsatz der Publizität ver- 
letxt TÖrde. Dieser GrnindBatz fordert vielmehr, daB der pfändende 
OÜnbiger im Besitze des die Hypothek verkörpernden Briefes sei. 
A\a ein xveiter G-egengrund ist anzufahren, daB es sich hier nicht 
um Pftndimg des Briefes, sondern am P^dong der Forderung 
Itandelt, xa deren Vollendung aber die Herausgabe des Briefes 
erstrebt wird. 

Im Regelfälle ist demnach abgesehen von dem Falle wo der 
erste Gläubiger mit der Nachp^dung einverstanden ist, eine eigent- 
liche NocbpfiLndungnichtzu erreichen. Demzweiten Gläubigerbleiben 
nur schwächere Mittel zur Sicherung seiner Befriedigung. Srstena 
kann, er die verschiedenen Ansprüche des Schuldners gegen den 
ersten Gläubiger pfänden, nämlich, wie schon oben gesehen, den 
Anspruch auf Herausgabe des Briefes bei Erlöschen des Päud- 
reohts, den Anspruch auf Herausgabe der Hyperocha. Aber 
inuner bleibt hier dem ersten Gläubiger die Möglichkeit, einem 
dritten vor dem zweiten Gläubiger die eigentliche Nachp^dung 
der Hypothek durch Mitbesitznahme der Urkunde zu gestatten 
und diesem so einen Vorrang vor dem zweiten Gläubiger zu geben. 
Das eicfaerste Mittel ist für den zweiten Gläubiger, wenn auch mit 
gewissem Risiko, den ersten Gläubiger für seine Foi'derung zu be- 
friedigen. Hierdurch erlischt dann dessen Pfandrecht; der Brief 
ßült an den Schuldner zurück und kann jetzt vom zweiten Gläubiger 
zur Vollendung seiner Pföndung in Besitz genommen werden. 
W^en des durch die Negotiorum gestio entstandenen Anspruchs 
kann er jetzt ebenfaUs naobpfiLnden.') 

Was die Wirkung der Hypothekenpfändung gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Briefes bezw. des Grundbuchs angeht, 
2. B. in dem Falle, daß die beim Schuldner gep^dete Hypothek 
tatsächlich einem anderen zusteht, so ist hier das Entscheidende, 
daß es sich nicht um ein vertragliches, sondern um ein Pfandungs- 

*) Ober dioM Frag« Haaier a. a. 0., 8. 60 E, 8. SSE Terkaant von 
Denmer, 8. tOSL 
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pfondreoht handelt. Zugunsten des Pßliidenden kooimeii die 
Vorscbrifteu ttber den OffeDÜicben Gclauben nicht in Anwenduuf.') 

Die Verwertung der gepßLodeten Forderung vollzieht sich 
nach den für die Verwertung von Forderungen in § 835 ff, ge- 
gebenen Vorschriften. Wie die Pßlndung bo zielt auch die Oher- 
veisung nur auf die Forderung. Die Hypothek folgt lediglidi 
•Jb Akzessorium nach. Davon unabhängig ist der Umstand, dafi 
schließlich nur Befriedigung weniger die persönliche Forderung 
als vielmehr die Hypothek verwandt wird.*) 

Dio Verwertung beginnt mit dem nach § 835 Z.-P.-O. za 
erlasBenden Überweisungsbeschluß, der auch hier wieder sich tJs 
Überweisung zur Einziehung oder an Zahlungsstatt gestahen 

Das übliche ist hier anders als bei den gewöhnlicbes 
Forderungen die Überweisung bji Zahlungsstatt. Erstens ist das 
dort vorhandene fiisiko dadurch vermindert, daß hier die dingUche 
Haftung eine erhöhte Befriedigungsmöglichkcit gewährt. Femer 
würde sich bei den bei Hypothekenforderungen langgestreckten 
Kündigungsfristen die Einziehung sehr in die Länge räehen. 
Endlich will der Gläubiger meist die Hypothek gar nicht ein- 
ziehen, sondern veräußern,^ 

Der Oberweisungsbeschluß wird jedoch anders als bei ge- 
wöhnlichen Forderungen hier nicht nach § 835, III, xugestellt. 
sondern nur dem Gläubiger ausgehändigt. § 837. Zur Geltend- 
machung der Überweisung bedarf es aber der Vorlage des Über- 
weifiungsbeschlusses gegoniibor dem DrittBchuldner.*) 

Der Überweisungsbeschluß ist Ersatz der nach § 1154 B.G.-B. 
zur Übertragung von Hypothekenforderungen erforderten schriftl- 
Äbtretungserklärung. ") 

■) Du Nlhav aiehe Huiwr, ebradm, S. 68 ff. 

>) BaoMT, 8. 98. 

■> Hwuer, S. SSff. 

*) Sieh« Boob Haiuer a. «. O., 8. 84. 

<') DiM gilt nur Ar die Obertragniig der Hypothek von FfendiMhuldnM 
■n den Ffood^lnbigsr. Abtretangierk^imgeD froherer Hj^thekeDgUobigeT . 
und, de snr Oelteiidinaoluuig dei BypothekeDrechU nSlig, naeh j 886 > 2.-P.-0. 
TOD dem Fbadichuldner heraamgebeii. So R. Schmidt 2. Auflage. 8. 966 
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lat der Betrag der HTpothek größer als der der Forderung, 
fEir velcbe die Pfändung erwirkt ist, so, ist zu unterscheiden: 

War dem Gläubiger zur Einziehung überwiesen, und hat er 
in Höhe seiner Fordening die Einziehung bewirkt, so ist hiermit 
das Phndrecht an Forderung und Hypothek erloschen und, da 
dieses den Ghund seiner Einziehungsbefugnis bildet«, auch diese 
hinweg gefallen. Es ist nicht zuzugeben, daß der Gläubiger die 
ganze Forderung einziehen könne, um dann die Hyperocha an 
den Schuldner zurnckzueretatteu. Dem Schuldner erwüchse ans 
einem solchen Voi^ehen der schwere Nachteil, daß er statt, einer 
hypothekarisch gesicherten Forderung gegeu den Drittschuldner, 
nunmehr eine persönliche Forderung gegen den Gläubiger hätte. 

War dagegen dem Gläubiger an Zahlungsstatt überwiesen, 
so teilt eich in diesem Falle die Hypothek. Der eine Teil steht 
dem Gläubiger zu. Die Resthypothek aber wird für den Sohnldner 
frei. Ihm ist darüber ein Teilbrief auszustellen.^) 

Ober den häufigen Fall einer in Verbindung mit der Pfändung 
erfolgenden Überweisung ist ku bemerken, daß die Wirkung der 
Überweisung in allen Stücken von der VoUendong der Pfändung 
d. h. von der Erlangung des Briefes abhängig ist. Eine sonst 
in ihren Erfordernissen fertige Überweisung wird eventuell erst 
mit der später sich vollendenden Pßindiuig wirksam. Denn eben 
diese P^dnng ist eine Vorraussetzung der Oberweisung,') 

Besonderes gilt für eine Sicheruugshypothek, die für eise 
Forderung aus Inhaber- oder Orderpapier nach B. G.-B. § 1187 
bestellt ist. Die Pßlndung erfolgt durch Wegnahme des Papiers, 
neben der eine Eintragung ins Grnndbbuch nicht erforderlich ist 
Z.-P.-O § 830, in, Satz 2.3) Die Verwertung des Inhaberpapiers 
{geschieht durch Versteigerung und ergreift zugleich das P^d- 
recht. Die Forderung aus dem Orderpapier wird verwertet durch 
Oberweiflong, ohne daß die für die Überweisung von Hypotheken- 



■) Sifthe hiertber Haiuer, ebendft, 8. 85ff., S. 96 <md 8. 101. 
*) Nlhera* bei BJuuer, & 87 ff. und 86 und bM. 8. 90. 
*) Bin Hjrpothekenbriof iit bei der Sichemngtbypothak flb«rbMipt a 
g«HblDuen. B. G.-fi. § 1196 L 



3y Google 



QQ Qrund- und Renteoiehidd. 

forderongen in § 637, Abs. 1 gegebenen Erleichterungen statt- 
finden. (§ 837, Abs. II, Satz 2.) 

Handelt es sich dagegen nm eine Rektapaplerforderung, so 
tritt bei der PStndung zu der Wegnahme des Rektapapiere« noch 
Wegnahme des Hypothekenbriefs oder Eintragung im Orundbnch. 
An Stelle der Zustellung des ÜberweiBungsbeHchluBBea geufigt die 
Aushändigung desselben an den Gläubiger bezw. zur Überweisung 
an Zahlnngsttatt die Eintragung der Oberweisung ins G^rundbooh. 

Ehitsprechend den Hypothekenbriefen werden auch die Grond- 
und Rentenschuldbriefe behandelt. § 857* will den § 830 
Z.-P.-O. auf diese Passiere entsprechend angevfmdt wissen. Da 
aber bei der Grundschuld nicht wie bei der Hypothek eine 
Forderung besteht, so ist eine entsprechende Anwendung des 
§ 830 Z.-P.-0. nur möglich, wenn man wie bei der HypoUiek 
Forderung und Pfandrecht, so bei der Grundschuld das Recht 
auf Geldleistung und das Recht auf Vollstreckung in das Grund- 
stück nnterscheidet. Es ist also die Snmme &r welche das 
Grundstäck in einer Zwangsversteigerung verhaftet ist, entsprechend 
der neben der Hypothek bestehenden Forderung in § 830 ein- 
ansetzen.*) 

Grand- und Rentenschuldbriefe können nach B. G.-B. § 1195, 
1199 als Inhaberpapicre erscheinen. Mit Neukamp*) bin ich auch 
für diesen Fall der Ansiclit, sie nach § 857, VI und entsprechend 
§ 830 zu behandeln. Einmal ^vird ja vom Gesetz eine Ausnahme 
für solche Fälle niclit gemacht, und zweitens ist der wirtsclia&- 
liehe unterschied zwischen Inhaber- und Rektagrundschuld nicht 
so tiefgebend, daß mau für erstere eine abweichende Behandlung 
nach § 821 befürworten könnte. Sofern man, wie wir und die 
herrschende Meinuug die Rektagrundschuld nicht den Vor- 
schriften über Zwan^j^vollstreckung in Rektapapiere, darf man 
folgerichtig bei den Inhabei^rundschuldbriefen nicht, wie die 



1) So Zeittohr. fSr VoU«ti«ck<ing*i«oht ». a. 0. Omiipp-Stwn IL, S. SM 
ta } 881. Oiork«, 8. 187. Straokniann-'Kooh, | 8fi7, Anm. 6. P«tarM& IL, 
S. U7 m 9 8Sl. 

•) Nonkuip, S. 791 lu 8 831. Kbenao PetorMn 11, S. 486 cn 9 831; 
Seuffert II, 8. 488 la § 821; Otlo Biobter, S. 306. 
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G^^eIlaIl8ichtl), ZvangsvollBtreckuag in Inhaberpapiere eintreten 
lassen. Die CMinde, welche bezöglich des InhabergrandBchold- 
briefes für ÄnweDdiing des § 621 sprechen, insbesondere das 
Fehlen einer peraönlichen Forderung, würden ebenso fnr die 
Anwendong dieser Bestimmung auf die Rektagrundschulden ins 
Gewicht &11en. 



Was die F^dung von Eigentümerhypotheken und Eigen- 
tüme]^[rundBcbu]den anlangt, so fallen diese, da das Gesetz be- 
sondere Bestimmungen nicht gibt, unter die allgemeinea Be- 
stimmungen über die Pßlndung von C^rundpfondrechten (also 
unter §§830, 857« Z.-P.-O.).*) Dies ist bestritten worden unter 
Hervorhebung der Schwierigkeiten, die sich der Erlangung des 
P&ndrechtes nach § 830 häufig entgegenstellen.") Im Falle einer 
Bachhypotbek bestehen diese darin, daB beim ipso-jure-Erwerb 
der Eigeutmnerhypothek (Nichtentstehung oder Zahlung), eine 
gnmdbuchmäßige Xachweisnng über das Recht des Eigentämers 
schwer zu erlangen ist Bei der Briefbjpothek entstehen ähnliche 
Bchwierigkoiten, wenn im Falle der teilweisen Kichtentstehung 
oder teilweisen Zahlung der Teilhypothekengläubiger im Besitze 
des ganzen Briefes bleibt. Diese Schwierigkeiten sind imzweifel' 
baft vorhanden. Eine Aushilfe für den Pfändenden besteht darin, 
da6 er die Rechte des Eigentümers gegen den Hypotheken- 
gläubiger auf Bewilligong seiner Eintragung bez. auf Herstellung 
eines Teilhypothekenbriefes pfändet.*) Jedenfalls aber können 



>} Gtuipp^tein, S. 689 lu § 867; StraokmkDD-Kooh, 8 867, Anm. 9; 
Jkcobi, 8. SSfl; Tornwi-FOnter, S. 601, SchOnfold, S. 38a 

■j Wi]mowaki-Lev7 II., S, 1090 xu S 754. Immler nod Buhe in der 
D. JDX.-Ztg., Jahrg. X 06, ». 080 und 1116. Reichageriobt LV, 878; LTI, 
10, 184; LH, 816; ULI, 876; LXIU, 314. 

■) Otupp-Stein lu § 867*, No. 6; Strack mviD-Kooli m § 880, Xo. 6-, 
Petenen zu 8 867, No. 5e; teüweiso Deumer, S. lOOS. 

*) Beichigerioht LIX, 816. 
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die Schwierigkeiten nicht dazu führen, daB man entgegen dem 
Wortlaut des GesetKes anf Eintragung bez., vm fBr unser Thema 
in Betracht kommt, auf Besitznahme des Briefes remchten darl 
Denn eine so beschrankte Pfändung vürde dem öfEenÜicheii 
Glauben des Gmudbucha bez. des Hypothekenbriefs gegesfiber 
eine ausreichende Wirkung nicht haben.') 

Der nach § 839 zu fassende Beschluß wird hier oatnrlic^ 
nur dem Schuldner zugestellt, da ein Drittschuldner (ehlt.^ 



>) Demnaoh flllt die fordenuigHeDtkleidete EtigentttmeriiTphathek unter 
H S67* 8B0 Z.-P.O. Die itreidge Frage, ob die fordeningabekleidete Eigen- 
tOmerhypoUiek UfpoÜitik oder Gr^dgohold lei, i«t ttr oniere AjaBetwunng 
nuerhebtioh, da sie in beiden FEUen, lei es lofort, lei es Ober den Umweg 
dei 8 867, nach | 880 in behandeln ist VgL Hauer, S. 4S und teflwOH 
abweichend Deuner, S. 106ff. 

*) VgL aaoh Hanser, S. ÜB. 
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§ 7. Anhang: 1. Die Geldwertzeichen. 

Anhangsweise seien, wie oben bei der Oberaicht über die 
"Wertpapiere, hier zwei Kapitel zugefügt. Das erste handelt von 
deo Geldwertzeichen, die trotzdem sie im allgemeinen sich juristisch 
von den übrigen Wertpapieren nicht unterBcheiden, hinsichtliph 
der Zwangsvollstreckung einer besonderen Vereinbc^nng unter- 
liegen; zu zweit soll noch kurz gezeigt werden, in welcher Be- 
Kiehung die Nichtwertpapierc k. B. gewöhnliche Beweispapiere 
för die Zwangsvollstreckung in Betracht kommen. 

Betrachten wir die Geldwertzeichen, so gilt für sie § 815 
Z.-F.-0. Abs. 1: „Grepföndetes Geld ist dem Gläubiger abza- 
liflfem". Die Wegnahme gilt als Zahlung von Seiten des 
Schuldners (Abs. UI). 

Im engsten Sinne sind ja nun freilich unter Geld nur die 
als gesetzliches Zahlungsmittel dienenden Münzen zu verstehen, 
d. h. die MSnzen der BeichswShrung und bisher die ihnen gleich- 
gestellten Tiüer. Femer auch sicher die Scheidemünzen. (Reichs- 
mönzgesets vom 9, Juli 1873, Art, 9 — 16). Aber hierhin gehört 
im Sinne der Vorschrift des § 815 auch das >) sogenannte Papier- 
geld, obwohl es des Zwangskuises entbehrt, also Reichskassen- 
scheine und Noten inländischer Banken.^ 

Diese Papiere, die sonst unter § 821 Z.-P.-O. (allen würden, 
werden also nach § 815 nach der gemäß § 808 U erfolgten 

') Tergl. fOr den freilich niuDtTeff6nd0n Spnohgebrtncfa die oben mn- 
geflüute IiitentDT. 

*) So FaolMlt ni i 716 (alter) Z.-P.-O., S. 86B, Haber, 8. 18i in % 815. 
R. Sdimidt, | 146, S. MS, 908 ff. ScbOnfeld, 8 6S OeadL Anw. Straokmann- 
Eooh, S 81B, Anm. 1. Bratiner, 8. IM ff. Eoob in Ztaahr. fflr Ziv. Pros. 
ILL, S. S6B halt die Papiere direkt für Geld. Den Önmdutc, dkA du der 
Staat Qeld aohaffen kOnne, glanbt er fOr Banknoten dadaroh erflUlt, dal 
ihre Aaigabe itaatüober Koueuion bedar£ 
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Wegnahme durch den G)«richt8ToUzieher dem Gläubiger äber- 
geben. Dies ist auch ganz natürlich, da im wirUcbaftlichen 
Leben Niemand daran denkt, diese Papiere zu verkaufen und so- 
ta verwerten.') 



2. Einfache Beweisurkunden und L^timations- 
Papiere. 

Wir schliefen mit den Nichtwertpapieren, einfachen Beweia- 
papieren und den bloSen Legitimationspapieren ohne Weitpapier— 
karakter. Unter diesen verstehen wir Papiere, welche vom 
Schuldner ausgestellt sind, tun sieb die Erkennnng des Be> 
rechtigton su erleichtern, sodaß er trotz der VoTZflignng des- 
Papiers noch erhShte Legitimation vorlangen kann, andererseits 
aber bei Vorhandensein ausreichender Legitimation ganz auf die 
YoTzeignng der Urkunde verzichten darf. 

Hier geht es nun nicht an, die Papiere zu p^den, um so 
die Forderung mit Beschlag zu belegen. Denn die fraglichen 
Papiere haben keinen Vermögenswert, sind nicht Belbat&ndige 
Venn&gensobjekte , sondern nur Urkunden Sber ein Bechts- 
verhiütnis und als solche völlig ungeeignet, irgendwie zur Be> 



') Aber der Geriohtavolkiefaflr Imnofat niobt m eu huideln. Xr kann 
nor, wie Ncokamp Z.-F.-O, S. 790 in S 81B and PetorMii Z.-P.-O. n.. 
8. 479 «a S BIS ngt, flbÜoherweisa di« Art der VerwartVBg irthleD, 
blls der Olinbiger dicKm Vorgehen niobt widenprlohL Soweit gritt di« 
gewtdich« Tollmaclit des OeriobUToIlzieh«n (S 754 Z.-F.-O.). WUmowdd- 
Levy II.. S. lOtli m % 716. So snoh Koch in Ztuhr., III., 8. 863 bin- 
■icbtliob des aicbt dorob Diaagio Terderbten Oeldinrrogatea, wthrend er tBr 
«ntlandiiohe HODsen nnd Papiere eine sorobe Befbgni« des Geridtovoltiidiet* 
allgemein leugnet. For entere gilt Tielmehr g 620 nnd IBr letitere 8 B21 
Z.-P.-0. So Stmckmran-Kocb, % 815, Anm. 1. Haber, S. 18S ra g 816. 
Petersen IL, S. 47B in g 816. Anden B. Scbmidt, der anidi für anaUndiMh» 
Uttnian dem Öeriobtivollrieher du Recbt gibt, mit Bindung fSr den Q-llnbiger 
nach S 815 eq Terfkhren nnd Seoffert g 815, S. 477 ff. 

Dagegen will Falkmann, 8 201 die Bettimmnng dut tat dai reioha- 
geaetiliob alt Zahlnngnnittel anerkannte Oeld betohrtnkt wisaen. Jede Hin- 
gabe eine« anderen Wertes sei eine datio in solntnm nnd nnr dann nöfliehv 
wenn der OlBubigeT selbst sieb mit ihr einreratanden ertjirte. 
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friodigung des Gläubigers eu föhren (Z.-P.-O. § 803, Abs. II).') Viel- 
mehr geschieht die Pfändung als Pfändung der Forderung einfach 
nach § 839 durch den PßtndnngsbeBchluß des Gerichts, der an 
Sdioldner und Drittschnldner zugestellt wird. Ist dann — ab- 
gesehen von der Ausnahme auf Grund § 844 — nach § 835 
der Anspruch überwiesen, so ist dadurch zugleich auch der 
Gläubiger nach § 836, Abs. III, Satz 3 ermächtigt, die Heraus- 
gabe der Urkunde im Wege der Zwangsvollstreckung zu erlangen 
Ist ein Dritter im Besitz der Urkunde, stutzt sich auch die Klage 
gegen diesen auf § 835 und § 836 111, da mit der Überweisung 
auch der Anspruch des Schuldners gegen den Dritten auf Heraus* 
gäbe der Urkunde als fiberwiesen gilt.*) 



>) So Fluok Z-P.-O. U., 1, 8. 7S1 and Amn. tO. Lineki - Dnw«, 
S. 107, BeMhlna dM L.-G. Berlin I. Ziv.-E. 9, vom 1. I. 1898. 

*) So Iiineld-Drewet, 8. 108 BomsU. d. Kg. L.-G. Bsriin I. Ziv.-E. 9, 
vom 81. Oktober 1895. Owipp^tcdn Z.-F.-O. 11. in | 888, Anm. 8, 8. 696. 
Abwmohend binnchtUch diMer LegitinutioiupipieTe Denmer § llSft, dar 
fttr n« «iDB 8 880 ihaliohe „DoppelpflUidiuig" ÄirderL Nich leiner Antiobt 
ict die VegDabmB der Urkonde mIiad bei der Pflndiug nötig, am dem 
Sobnldner die MOgliohkeit äner Verfflgnng über die Fordertuig m nebiuea. 
TateiobUoh genDgt biercn der ingeetAllte Pftnduigabeechina, der dem Diitt- 
■oKnldner die Zthlmtg verUetet nud damit ani de«»en Reobt, dem bloSen 
Inhaber der Urkunde die Lriitang %a Yerweigen, eine Pflioht macbt 

Soweit in dem Denmerscben Begriff der L^timationt3Mk[iiere tatjtohlioh 
Wertpapiere enthalten liod — Befreiung nur g^enVoneigeoderürkonde — 
gnfigt ei, ne all Bekt^Hipiera xa P&ndong und VttwBrtong ca biingm. 






c 



jiGoogle 



jiGoogle 



jiGoogle 



jiGoogle 




Gooi^le 



jiGoogle 



